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Inhaltsverzeichnis Editorial

Wo will FIAN als Organisation in fünf Jahren stehen? Und welche politischen Veränderungen möch-
ten wir bis dahin erreicht haben? Seit mehreren Monaten diskutieren die Mitglieder von FIAN über 
die Strategie für die kommenden Jahre, die bei der Jahresversammlung Anfang Mai verabschiedet 
werden soll.

Die Sicherung des Zugangs zu produktiven Ressourcen für marginalisierte KleinbäuerInnen und Land-
lose steht dabei nach wie vor im Zentrum unserer Arbeit, ohne dass wir das Recht auf Nahrung anderer 
Bevölkerungsgruppen aus dem Auge verlieren wollen. Die Artikel in diesem Heft zeigen sehr eindrück-
lich, dass die Kontrolle über das Saatgut eine zentrale Herausforderung für das Menschenrecht auf 
Nahrung ist. Besonders beeindruckend sind in diesem Zusammenhang die Erkenntnisse der Nobelpreis-
trägerin Elinor Ostrom, die aufgezeigt hat, dass Gemeinschaftsbesitz 
und -organisation ein Schlüssel zur nachhaltigen Ressourcennutzung 
sein können. Damit bestätigt sich folgende These: dort, wo weder 
staatliche Macht noch das Profitinteresse einiger Weniger dominieren, 
stehen die Chancen gut, dass Menschen sich so organisieren, dass alle 
genug zu essen haben.

In diesem Sinne laden wir Sie ein, weiter gemeinsam mit FIAN für ei-
ne Welt frei von Hunger einzustehen. Das vorliegende Heft soll dazu 
Anregungen liefern. Ich wünsche Ihnen eine informative Lektüre!

Ute Hausmann 
Geschäftsführerin von FIAN Deutschland
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Die Vereinten Nationen haben 2010 zum Jahr der biologischen 
Vielfalt erklärt. Die Fragen nach geistigen Eigentumsrechten 
in der Landwirtschaft und damit nach Agrobiodiversität, 
Monopolbildung in der Saatgutindustrie und dem Zugang zu 
Saatgut sind somit zentrale Themen für dieses Jahr. Mitte  
des Jahres steht bei der großen Beschwerdekammer des Eu-
ropäischen Patentamtes (EPA) eine Grundsatzentscheidung 
über die Patentierbarkeit von konventionell gezüchtetem 
Saatgut an, denn sie entscheidet über die Patente auf Brok-
koli (EP 1069819) und Tomate (EP 1211926).

In den letzten Jahren haben die Patentanmeldungen auf 
konventionelles Saatgut enorm zugenommen, nun kommt es 
diesbezüglich zum ersten Mal zu einer Klage vor der höchsten 
Instanz des EPA. Das EPA muss über die Rechtmäßigkeit der 
Patente entscheiden. Damit werden die Patente auf Brokko-
li und Schrumpeltomate zu Präzedenzfällen für die Frage der 
Patentierbarkeit von konventionellem Saatgut. Grund für den 
Einspruch ist Art. 53 (b) des Europäischen Patentübereinkom-
mens (EPÜ): „Europäische Patente werden nicht erteilt für: (...)
b) Pflanzensorten oder Tierrassen sowie im wesentlichen biolo-
gische Verfahren zur Züchtung von Pflanzen oder Tieren“.

Während ab den 1980er Jahren in Europa zunächst nur Patente 
auf gentechnisch veränderte Pflanzen angemeldet wurden, 
zeigt sich in den letzten Jahren ein deutlicher Zuwachs bei 
Patentanmeldungen auf konventionell gezüchtetes Saatgut. 
Da die Saatgutindustrie mit gentechnisch verändertem Saatgut 
keinen Durchbruch erzielen konnte, versucht sie seit einigen 
Jahren, mit Hilfe von Patenten auf konventionelles Saatgut den 
Saatgutmarkt unter ihre Kontrolle zu bringen. 

Wird den Patenten auf Brokkoli  und Tomate bei der anliegenden 
Entscheidung trotz der strittigen Formulierung in der EU-Bio-
patentrichtlinie und im EU-Patentübereinkommen grünes Licht 
gegeben, so steht damit Patenten auf Pflanzen und Tiere in Zu-
kunft die Tür offen. Der bereits jetzt zu verzeichnende Trend zur 
Patentierung von konventionellem Saatgut würde somit weiter 
wachsen – mit massiven Folgen für die Landwirte in Europa und 
mit schwerwiegenden Folgen für die Länder des Südens. Gera-
de diese werden von den Verschärfungen geistiger Eigentums-
rechte auf Saatgut stark gefährdet. 

Über Jahrtausende hinweg haben Bauern und Bäuerinnen 
weltweit einen sehr großen Reichtum an Pflanzenvielfalt ge-
schaffen. Während in den Industrieländern Pflanzenzucht und 
Saatgutvermehrung schon lange kommerzialisiert sind – was 
zu einem massiven Rückgang der Biodiversität geführt hat –, 
bilden Pflanzenzucht und -vermehrung in vielen Entwicklungs-
ländern nach wie vor die Lebensgrundlage vieler Bauern und 
Bäuerinnen. Die Patentierung von Saatgut bedroht ihre Rechte, 
Saatgut aufzubewahren, auszutauschen, zu verkaufen und wei-
ter zu züchten und damit auch die Ernährungssouveränität und 
das Recht auf Nahrung. Von den mehr als einer Milliarde extrem 
Armen leben drei Viertel in den ländlichen Gebieten der Ent-

Okka Hübner

Recht auf Saatgut –
Grundsatzentscheidung über Patente auf Saatgut beim Europäischen Patentamt

wicklungsländer. Die meisten von ihnen 
sind für ihr Überleben auf die traditio-
nelle Landwirtschaft angewiesen. Durch 
einen erschwerten Zugriff auf Saatgut 
wird ihnen die letzte Lebensgrundlage 
entzogen und die globale Agrobiodiver-
sität aufs Spiel gesetzt.

Aufgrund der zunehmenden Patentie-
rung von Saatgut hat sich das inter- 
nationale Bündnis Keine Patente auf 
Saatgut gegründet. Hierin sind Organi-
sationen aus der Entwicklungspolitik, 
landwirtschaftliche Vertreter und ande-
re Nichtregierungsorganisationen verei- 
nigt. Im Oktober 2009 wurde vom Bünd-
nis ein globaler Aufruf gegen Patente auf 
Pflanzen und Tiere gestartet, der von 
Bauernorganisationen und Privatper-
sonen aus der ganzen Welt unterzeichnet 
wurde. 

Scharfe Kritik an Patenten auf Saatgut 
kommt auch von Seiten der Vereinten 
Nationen (UN). So fordert UN-Sonder-
berichterstatter Olivier de Schutter in 
seinem Bericht vor der UN-Generalver-
sammlung in New York ebenfalls ein 
Verbot von Patenten auf Saatgut, da sich 
hierdurch die globale Nahrungsmittel-
krise verstärken könnte. Auch im IAAST-
Bericht wird vor Patenten auf Saatgut 

aktuell     

gewarnt: „Geistige Eigentumsrechte kön-
nen den Zugang zu Forschung, Techno-
logien und genetischem Material behin-
dern, was sich wiederum auf Ernährungs-
sicherheit und Entwicklungspotenziale 
auswirken kann.“ (Weltagrarbericht – 
Synthesebericht: Seite 199)

Die Entscheidung beim EPA wird welt-
weit mit großer Spannung erwartet. Ein 
Nein zu den Patenten auf Brokkoli und 
Tomate wird vom Bündnis Keine Patente 
auf Saatgut  freudig als erster Schritt für 
ein endgültiges Verbot von Patenten auf 
Tiere und Pflanzen begrüßt werden. 

Der globale Aufruf Keine Patente auf Saat-
gut kann noch bis zum 10. Juli unterschrie-
ben werden und wird am Verhandlungs- 
termin am 20. Juli 2010 dem EPA überreicht. 
Der globale Aufruf Keine Patente auf Saat-
gut kann noch bis zum 10. Juli unterschrie-
ben werden und wird im Anschluss dem 
EPA übergeben: http://www.keinpatent.de/ 
index.php?id=132&L=0

Die Verhandlung beim EPA ist öffentlich, 
jede/r ist eingeladen teilzunehmen.

Okka Hübner absolvierte bei FIAN Deutschland ein 

Praktikum im Bereich Agrarreform. 

Die Entscheidung beim Europäischen Patentamt in München wird weltweit mit großer Spannung erwartet. 

Foto: Oliver Kurmis
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Wie und welche Nahrungsmittel wir anbauen bestimmt dar-
über, was wir essen und wer isst. Das entscheidet auch über 
Qualität und Sicherheit unserer Nahrung. Trotzdem wurden 
Lebensmittelsicherheit, Ernährungssicherheit und Landwirt-
schaft immer getrennt voneinander betrachtet. Nahrung wird 
auf eine Art produziert, die der Mehrheit der Menschen Nah-
rung raubt und diejenigen, die essen, nur mit Lebensmitteln 
von schlechter Qualität versorgt. 

Auf der Welt wird genug Nahrung für alle produziert. Trotz- 
dem wird Milliarden Menschen ihr Recht auf Nahrung verwehrt. 
Die globalisierte und industrialisierte Nahrungsmittelproduk-
tion schafft auf unterschiedliche Weisen Hunger. Zum einen 
basiert die industrielle Landwirtschaft auf der Zerschlagung 
kleiner Bauernhöfe, entwurzelt und enteignet werden Bäue-
rInnen Teil der hungernden Bevölkerung. Zum anderen basiert 
sie auf teuren Inputs wie gekauftem und nicht reproduzier-
barem Saatgut, synthetischen Düngemitteln, Pestiziden und 
Herbiziden. Viele BäuerInnen verschulden sich beim Kauf. Um 
die Schulden zu begleichen, müssen sie oft ihre gesamte Ern-
te verkaufen und entziehen sich damit ihre eigene Nahrung. 
Können sie ihre Schulden nicht bezahlen, verlieren sie ihr Land 
und oft auch ihr Leben. In Indien haben mehr als 150.000 
Bauern Selbstmord begangen, als Inputkosten stiegen und die 
Marktpreise ihrer Produkte sanken – und sie somit in die Schul-
denfalle tappten.

Landwirtschaft, die Pflege des Bodens und der Landschaft, die 
Kultur vom Anbau guter Nahrungsmittel, wird transformiert in 
eine rein unternehmerische, industrielle Aktivität. Die Nahrung 
selbst, einst Quelle des Lebensunterhalts und Ernährungsgrund-
lage, wird zur Ware und füttert Nahrungsmittelfabriken und 
sogar Autos. Die Armen bekommen höchstens die Überreste. 
Industrielle Landwirtschaft erzeugt ein negatives Ernährungs-
system, sie begünstigt Homogenität, Monokultur, die Zerstö-
rung der Biodiversität und verbraucht mehr als sie produziert. 
Für ein Kilo Rindfleisch benötigt sie zehn Kilo Futter, für ein 
Kilo Schweinefleisch 4 bis 5,5 Kilo, für ein Kilo Hühnerfleisch 
2 bis 3 Kilo Futter.

In jeder agro-klimatischen Zone der Erde hat sich ein landwirt-
schaftliches Produktionssystem entwickelt, welches auf eigenen, 
dort anpassenden Arten basiert. Die industrielle Landwirtschaft 
zerstört nicht nur Ökosysteme, sondern auch die Vielfalt der 
Landwirtschaft. Sie führt zudem zur Ausrottung einzelner Kul-
turpflanzen. Monokulturen ersetzen Mischanbau oder den An-
bau in Fruchtfolge durch eine einzige Sorte, die an spezielle Che-
mikalien und nicht an das Ökosystem oder Klima angepasst ist. 

Die wahre Grüne Revolution: 
Diversifizierte ökologische Landwirtschaft

Trotz ihrer verheerenden Auswirkungen wird die industrielle 
Landwirtschaft umfangreich gefördert – mit dem Argument, 

dass die ökologischen Kosten für die Pro-
duktivitätssteigerung in Kauf genommen 
werden müssen. Tatsächlich aber werden 
bei dieser Art der Landwirtschaft mehr 
Ressourcen in den Anbau gesteckt als 
am Ende produziert werden. Klassisch 
spricht man von Produktivität im Sinne 
der Arbeitsproduktivität. Eine erhöhte 
Produktivität bedeutet dabei den Ersatz 
menschlicher Arbeitskraft durch Ma-
schinen und Chemikalien. Doch gerade 
die menschliche Arbeitskraft ist kein 
knappes Gut – im Gegensatz zu Land 
und Wasser. Rechnet man Arbeitskraft, 
Energie, natürliche Ressourcen und 
externe Inputs ein, so ist industrielle 
Landwirtschaft keinesfalls produktiver 
als ihr ökologischer Gegenpart, sie kann 
die Produktivität sogar um das bis zu 
60fache verringern.

Die oben genannte Produktivitätsana-
lyse basiert auf einer Studie, die tradi-
tionelle Mischkulturen mit industriellen 
Monokulturen vergleicht. Sie zeigt, dass 
Mischkulturen hundert Nahrungsmit-
teleinheiten aus fünf Inputeinheiten 

produzieren können, während industriel- 
len Monokulturen für dieselbe Menge 
an Nahrungsmitteln 300 Inputeinheiten 
benötigen. Demnach werden 295 Input-
einheiten verschwendet, welche 5.900 
Nahrungsmitteleinheiten produzieren 
könnten. Die industrielle Landwirtschaft 
ist somit ein Rezept, um Menschen ver-
hungern zu lassen, nicht um sie zu er-
nähren.

Ein typisches Argument für die Förderung 
industrieller Landwirtschaft ist, dass nur 
sie eine wachsende Weltbevölkerung er-
nähren kann. Wenn aber mehr Menschen 
ernährt werden müssen, müssen die 
Ressourcen effizienter genutzt werden. 
Denn Ressourcen, nicht Arbeit, sind der 
limitierende Faktor in der Nahrungsmit-
telproduktion, daher ist die Produktivität 
der Ressourcen der entscheidende Maß-
stab. Eine 60fache Verringerung der Nah-
rungsmittel produzierenden Kapazität im 
Kontext der Ressourcennutzung ist keine 
effiziente Strategie zur Nutzung von Land, 
Wasser und Biodiversität, um die Men-
schen auf der Welt zu ernähren.
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Die wahre Grüne Revolution: Ökologische Landwirtschaft
 Industrielle Landwirtschaft schafft Hunger

Dr. Vandana Shiva

Foto: Werner Braun
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Diversifizierte organische Landwirt-
schaft produziert mehr

Jüngere Untersuchungen haben gezeigt, 
dass der ökologische Landbau durch die 
niedrigen Inputkosten und bessere Prei-
se für die Produkte sogar profitabler sein 
kann. Hunderte Baumwoll-Farmer in An-
dhra Pradesh, die von multinationalen 
Konzernen mit Dünger und Pestiziden 
beliefert wurden, begingen Selbstmord, 
weil sie den Pflanzenschädlingen nicht 
Herr wurden. Gleichzeitig ernteten öko-
logisch arbeitende Bauern in Tamilnadu 
15 Zentner Baumwolle pro Acre (The Hin- 
du, 2004). Ein weiteres Beispiel: Im Ero-
de Distrikt von Andhra Pradesh liegt der 
durchschnittliche Ernteertrag von Zu-
ckerrohr auf Farmen, die mit chemischen 
Inputs arbeiten, bei 40 Tonnen pro Acre. 
Im ökologischen Anbau werden zwischen 
60 und 70 Tonnen auf der gleichen Fläche 
geerntet (The Hindu, 2004). Eine Reihe 
von Studien zeigt, dass der ökologische 
Anbau höhere Ernteerträge erbringt und 
höhere Einnahmen erzielt. Prof. Jules 
Pretty von der Essex Universität hat 1998 

aufgezeigt, dass BäuerInnen in Indien, 
Kenia, Brasilien, Guatemala und Hon-
duras ihre Ernteerträge verdoppelt oder 
sogar verdreifacht haben, indem sie auf 
ökologische Anbaumethoden umgestie-
gen sind. (Feeding the World, SPLICE – 
Genforschungsmagazin, Vol. 4, 1998)

Hybridsamen müssen immer neu gekauft 
werden und schaffen so eine Abhängig-
keit vom Markt. Navdanya, ein indisches 
Netzwerk zum Erhalt traditionellen Saat-
guts, will die Menschen aus dem Teu-
felskreis der Marktabhängigkeit heraus-
bringen. Ernte und Einkommen der Bäu-
erInnen von Navdanya haben sich ver-
vielfacht. Ein Beispiel einer Umstellung 
auf ökologische Landwirtschaft zeigt 
im Verlauf von zehn Jahren eine durch-
schnittliche Ertragsverdoppelung, wäh-
rend die Kosten für Saatgut, Dünger und 
Pestizide gen Null gingen (Quelle: Bal-
beer Singh, Village Utircha, and Navdanya 
Records). Da ökologischer Anbau mehr 
Nahrung produziert und höhere Einkom-
men für die BäuerInnen bedeutet, gibt 
es eigentlich keinen Grund, dies nicht als 
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nationale Politik in Indien umzusetzen und so der Agrarkrise 
entgegenzuwirken, die das Leben der KleinbäuerInnen bedroht, 
die zwei Drittel der Bevölkerung ausmachen.  

Trotzdem wird weltweit ein System gefördert, das sowohl be-
züglich der Produktivität als auch der Einkommen negative 
Auswirkungen auf die KleinbäuerInnen Asiens und Afrikas hat. 
Unter dem Motto der Grünen Revolution sorgen teures, nicht 
reproduzierbares Saatgut und Chemikalien dafür, dass die 
BäuerInnen mehr für Inputs ausgeben müssen als sie am Ende 
produzieren können. Diese Entwicklung wird verschärft durch 
den globalisierten, freien Handel und das Dumping hochsub-
ventionierter Produkte auf die Märkte des Südens. Dort sinken 
die Preise immer weiter und die BäuerInnen werden so ihres 
Einkommens beraubt. Verschuldung und Selbstmorde der 
Bauern haben ihre Wurzeln in der Krise der sinkenden Einkom-
men, welche aufgrund der steigenden Kosten und der fallenden 
Preise entstehen.   

Die Lösung für Hunger und Armut ist der diversifizierte öko-
logische Anbau von Nahrungsmitteln basierend auf einheimi-
schen, lokal angepassten Sorten und einem gemeinschaftlichen 
Erhalt sowie der Züchtung von Sorten. Statt der chemisch- 
intensiven Landwirtschaft, wie es das Modell der Grünen Re-
volution vorschreibt, müssen wir die biologische Vielfalt in der 
Landwirtschaft fördern. Die wahre Grüne Revolution basiert auf 
diversifizierten, ökologischem Anbau und wird auf den Feldern 
von KleinbäuerInnen bereits angewendet. Initiativen, die sich 
auf KleinbäuerInnen konzentrieren und ökologisch nachhaltig 
sind, müssen ausgeweitet werden, um die Umwelt, das Land 
und das Leben der kleinbäuerlichen Betriebe zu schützen und 
um mehr Nahrung zu produzieren. 

Ökologische Landwirtschaft produziert nicht nur mehr Nahrung 
auf einer niedrigeren finanziellen Basis und zu niedrigeren öko-
logischen Kosten, sie produziert auch gesündere, nahrhaftere 
Nahrung von besserer Qualität. 

Dr. Vandana Shiva, Trägerin des Alternativen Nobelpreises (1993), ist eine der 

Vorsitzenden des International Forum on Globalizationist, Mitglied des Club of 

Rome und des Exekutivkomitees des Weltzukunftsrates.

Die wahre Grüne Revolution: Ökologische Landwirtschaft
 Industrielle Landwirtschaft schafft Hunger
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Das Recht auf Nahrung in der 
Landwirtschaftspolitik

Das Menschenrecht auf Nahrung stellt 
konkrete Anforderungen an die Ausge-
staltung der Landwirtschaftspolitik. Der 
Menschenrechtsansatz bedeutet sehr 
viel mehr als die globale Verfügbarkeit 
von Nahrung zu erhöhen (= Produktions-
steigerung). Er bedeutet vor allem, den 
Zugang zu Nahrung sicherzustellen. Wie 
die Leitlinien zum Recht auf Nahrung aus-
führen, bedeutet dies insbesondere, den 
Zugang zu produktiven Ressourcen wie 
Land, Wasser oder Saatgut der 750 Mil-
lionen Hungernden auf dem Land nach-
haltig zu stärken. Nachhaltig bedeutet in 
diesem Kontext besonders, kein System 
zu fördern, welches einseitig abhängig 
von teuren Inputs wie Hybrid-Saatgut, 
synthetischem Dünger oder Pestiziden 
ist. Diese strukturellen Fragen von För-
derpolitiken haben direkte und massive 
Auswirkung auf das Recht auf Nahrung 
von KleinbäuerInnen. Das Beispiel aus 
Malawi (Seite 7) veranschaulicht diesen 
Zusammenhang sehr schön und zeigt 
echte Alternativen auf. Die Arbeit von 
Elionor Ostrom zur Verwaltung von Ge-
meinbesitz (Seite 8), die letztes Jahr mit 
dem Nobelpreis ausgezeichnet wurde, 
unterstreicht die Alternativen zu der der 
Grünen Revolution zugrunde liegenden 
einseitigen Privatisierung und Kapitali-
sierung der Landwirtschaft.

Im Fokus des Menschenrechts- 
ansatzes: Prozesse

Ein Kernanliegen des Menschenrechts-
ansatzes ist eine echte Partizipation der 
betroffenen Gruppen. Das bedeutet, sie 
bei der Erarbeitung von Lösungsansät-
zen ins Zentrum zu stellen. Ein Blick auf 
die Prozesse, in denen Strategien und 
Lösungsansätze zur Hungerbekämpfung 
erarbeitet werden, ist daher eben so 
wichtig wie die Lösungsansätze selbst.

Ein dominantes Merkmal der Grünen 
Revolution und der in diesem Heft ange-
sprochenen Allianz für eine Grüne Revo-
lution in Afrika (AGRA, Seite 11) ist hin-
gegen die aktive Ausgrenzung der in der 

Welche Landwirtschaft braucht das Recht auf Nahrung?
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Kann man auf diese Frage überhaupt eine Antwort geben? 
Oder begibt man sich damit zu weit weg von dem Mandat 
einer Menschenrechtsorganisation und geht zu tief in einen 
politischen Diskurs? Am Beispiel der so genannten Grünen 
Revolution1, dem Schwerpunktthema dieser FoodFirst-Aus-
gabe, könnte also die Frage lauten: Können teures Hybrid-
Saatgut und Gentechnik nicht mehr Menschen mit Nahrung 
versorgen und kann die Industrialisierung der Landwirt-
schaft nicht auch zur Erfüllung des Rechts auf Nahrung bei-
tragen? 

Eine Frage, die auf den ersten Blick nicht einfach zu beant-
worten zu sein scheint. Ein Blick auf die Argumente hilft bei 
der Beantwortung. Die Verfechter dieses landwirtschaftlichen 
Produktionsmodells stützen sich einseitig auf die globale Men-
gendebatte, die ausschließlich in der Produktionssteigerung 
die Lösung des Hungerproblems sieht. Die Weltbank spricht in 
ihrem Weltentwicklungsbericht beispielsweise von der „Produk-
tivitätsrevolution“. Fragen von Verteilungsgerechtigkeit und 
der Kontrolle über das globale Ernährungssystem blenden sie 
kategorisch aus. 

Roman Herre

Theorie hervorgehobenen Zielgruppen, 
besonders der Kleinbauernorganisatio-
nen. Hier wird ein vorgefertigtes Modell 
aus dem Elfenbeinturm der Wissenschaft 
in enger Kooperation mit der Wirtschaft 
ausgetüftelt und einem ganzen Konti-
nent übergestülpt: „Ihr kommt. Ihr kauft 
Land. Ihr macht einen Plan. Ihr baut 
ein Haus… und dann fragt ihr mich in 
welcher Farbe die Küche gestrichen wer-
den soll? Das ist keine Partizipation!“2, 
so ein afrikanischer Bauer zu AGRA. 
Mittlerweile haben sich viele zivilgesell-
schaftliche Organisationen offen gegen 
AGRA ausgesprochen.

Strukturelle Menschenrechts- 
verletzungen

Neben einzelnen Fällen von Menschen-
rechtsverletzungen bedeutet die Ar-
beit für die Durchsetzung des Rechts 
auf Nahrung daher auch, sich mit den 
strukturellen, politisch geschaffenen 
Rahmenbedingungen intensiv ausein-
ander zu setzen. Dies unterstreichen 
die Erfahrungen, die FIAN im Bereich 
Agrarhandel gesammelt hat. Im Fall der 
Grünen Revolution, für die nun die afri-
kanischen Kleinbauern und Kleinbäue-
rinnen auserkoren wurden, muss daher 
auf die Abhängigkeiten hingewiesen 
werden, die in der Vergangenheit zu Ver-
schuldung, Landverlust und Verdrängung 
in die Slums der Städte geführt haben. 
Diese Mechanismen bedeuten oft tau-
sendfache Verletzungen des Menschen-
rechts auf Nahrung. 

Roman Herre ist Referent für Agrarreform und Agrar-

handel bei FIAN Deutschland.

1 FoodFirst Institute (2009) Facts: Alliance for a Green Revolution in Africa

2 Hinter dem Begriff steht die Idee, einseitig mit 

mehr künstlichem Dünger, mehr Pestiziden und 

neuem Hochleistungssaatgut   also teuren externen 

Inputs   die Produktivität der Landwirtschaft zu 

steigern.

Félix Murillo López, Mitglied 

der Widerstandsbewegung, starb 

am 17. September 2009. Ein von 

Unbekannten gesteuerter Pick-up 

überfuhr ihn gezielt nahe des 

Stadtteils Colonia San Ángel in 

der Hauptstadt.

Olga Osiris Ucles war Mitglied 

der Widerstandsbewegung gegen 

den Staatsstreich. Sie nahm an 

einer Demonstration am 30. Sep-

tember 2009 vor dem Sitz der 

Radiostation Globo teil. Soldaten 

trieben die Teilnehmer mit Tränen- 

gas auseinander. Olga Isiris Uncles 

starb am 3. Oktober 2009 an den 

Folgen des Gaseinsatzes.

Opfer der Repression nach dem 
Staatsstreich in Honduras
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Im Jahr 2000 wurde das Projekt Land, 
Nahrung und gesunde Gemeinden1 im 
Norden Malawis von zwei Wissenschaft-
lern zusammen mit einem lokalen 
Krankenhaus ins Leben gerufen. Ziel 
des Projekts ist die Verbesserung der 
Bodenfruchtbarkeit, der Ernährungssi-
cherheit und der Gesundheit der an dem 
Projekt teilnehmenden Bäuerinnen und 
Bauern durch lokal angepasste, ökolo-
gische Anbaumethoden.

Die Ausgangssituation im Jahr 2000 war 
katastrophal. Als eine Folge der Wirt-
schaftspolitik der vorangegangenen Jahr-
zehnte war die Zahl der unterernährten 
BäuerInnen und Kinder deutlich ange-
stiegen. Nach dem Ende der Kolonialzeit 
(1964) versuchte die Regierung Malawis 
durch umfassende Subventionierung von 
Dünger und durch die Verteilung von Saat-
gut die Modernisierung der Landwirtschaft 
voranzutreiben. Im Zuge der auferlegten 

Strukturanpassungsmaßnahmen von Welt-
bank und Internationalem Währungsfond 
in den 1980er Jahren wurden diese staat-
lichen Hilfen zusammengestrichen. Diese 
neoliberale Ausrichtung der Wirtschafts-
politik stürzte die Landwirtschaft in eine 
Krise. Der Wegfall der Subventionen verur-
sachte starke Preisanstiege bei Düngemit-
teln und Saatgut. Wegen der Abhängigkeit 
ihrer Anbaupraktiken von diesen externen 
Inputs brachen daraufhin die Erträge ein 
und viele Familien konnten sich nicht mehr 
selbst ernähren. Ziel des Projektes war es 
daher, diese Abhängigkeit zu beenden und 
die Ernährungssouveränität sicher zu stel-
len, welche das Recht der BäuerInnen im-
pliziert, ihre eigene Nahrung anzubauen.

Unser Dünger: Die Pflanze selbst

Als Alternative zu kommerziellem Dün- 
ger, von dem die Ernteerträge bis dato 
abhängig waren, wurden in dem Projekt 
Mais und Hülsenfrüchte (wie Strauch- 

erbsen oder Erdnüsse) im Mischanbau angepflanzt. Das Unter-
pflügen der abgeernteten Pflanzen erhöht die Bodenfruchtbar-
keit und führte schnell zur Verbesserung der Bodenqualität. 
Im ersten Jahr nahmen 183 BäuerInnen aus sieben Dörfern 
an dem Projekt teil. Wegen der schnellen Erfolge bei der Stei-
gerung der Ernteerträge stieg aber auch die Zahl der am Pro-
jekt Teilnehmenden kontinuierlich an. Im Jahr 2008 waren es 
bereits mehr als 6.000 BäuerInnen.

Eine wichtige Voraussetzung für die Verbesserung der Boden-
fruchtbarkeit war das Unterpflügen der Pflanzenreste direkt 
nach der Ernte. Dies wurde anfangs allerdings nicht immer um-
gesetzt, da die Frauen, denen diese Aufgabe traditionell oblag, 
oft überlastet waren. So bekam das Projekt eine weitere wich-
tige Dimension, die sich um die Frage der Aufgabenverteilung 
zwischen Mann und Frau drehte. Nicht nur der ungerechten 
Aufgabenverteilung, sondern auch dem mangelnden Wissen 
beispielsweise über die richtige Ernährung von Kleinkindern 
begegnete man mit Aufklärungskampagnen in Form von 
Aktionstagen und Diskussionsgruppen.

Aufbau und Stärkung von lokalem Wissen

Neben der Umstellung der Anbaumethoden hat das Projekt 
Schulungen organisiert und den Aufbau von lokalem Wissen im 
Bereich Landwirtschaft vorangetrieben, damit die BäuerInnen 
selbst darüber entscheiden konnten, was zu tun ist. Vor allem 
die Tatsache, dass sich die BäuerInnen genossenschaftlich zu-
sammengeschlossen und eine gemeinschaftliche Saatgut-Bank 
gegründet haben, die von den Mitgliedern selbst verwaltet 
wird, zeigen den Erfolg des Projektes. Nach der Ernte muss 
die doppelte Menge des genutzte Saatguts wieder an die Bank 
‚zurückgezahlt’ werden. 2008 beispielsweise wurden so über 
6.000 Kilo Soja- und Erdnusssamen eingesammelt, die dann 
an 1.207 BäuerInnen verteilt wurden, die nicht genug Samen 
hatten.

Durch das gesamte Projekt ist nicht zuletzt ein neues Gemein-
schaftsgefühl innerhalb der Dörfer entstanden. Das Ziel, die 
Bauern und Bäuerinnen durch die Verwendung des alternativen 
und zugleich ökologischen Düngers von den wirtschaftspoli-
tischen Entscheidungen der Regierung unabhängiger zu ma-
chen und dadurch eine bessere und nachhaltigere Nahrungs-
mittelversorgung zu erzielen, wurde erreicht. Sicherlich gibt 
es noch einige spezifische Schwierigkeiten bei der Umsetzung 
des Projektes, wie beispielsweise die Sicherstellung, dass alle 
Farmer gleichermaßen von den Erfolgen des Projektes profi-
tieren, aber das Grundkonzept und die Erfolge des Projektes 
zeigen sehr deutlich, dass die Stärkung der Unabhängigkeit 
der Bauerngemeinden von grundlegender Bedeutung für ihre 
Ernährungssicherheit ist.

Dr. Rachel Bezner-Kerr arbeitet an der Universität West Ontario und begleitete das 

Projekt neun Jahre lang. http://soilandfood.org/

Dr. Rachel Bezner-Kerr

Land, Nahrung und gesunde Gemeinden
Eine Erfolgsgeschichte aus Malawi

1 Soils, Food and Healthy Communities (SFHC) project

Francisco Alvarado wurde 

angeschossen, als mehrere 

Soldaten bei einem Marsch des 

Widerstandes Demonstranten im 

Stadtteil Colonia Flor del Campo 

in Tegucigalpa verfolgten. 

Er erlag seinen Verletzungen 

am 22. September 2009.

Opfer der Repression nach dem 
Staatsstreich in Honduras

Gabriel Fino Noriega war 

Journalist des Radios Estelar im 

Departement Atlántida an der 

honduranischen Karibikküste. 

Gabriel wurde am 3. Juli 2009 

durch sieben Schüsse ermordet, 

als er seine Arbeitsstelle verließ. 

Der Journalist hatte den Putsch 

und die anlaufende Repressions-

welle kritisiert.
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Im Dezember 2009 erhielt die Politikwissenschaftlerin Eli-
nor Ostrom als erste Frau den Wirtschaftsnobelpreis für ihre 
Arbeit zur Nutzung von Gemeinschaftsgütern. Bekannt wur-
de sie vor allem durch ihre Analysen zu kollektivem Handeln 
im Bereich der Allmendegüter und des Gemeinschaftseigen-
tums.

Ostrom begann mit Forschungen zum Thema, als Garrett Hardin 
in seinem berühmten Essay Die Tragödie der Allmende (The Tra-
gedy of the Commons; 1968) zu dem Schluss kam, dass die Nut-
zer einer gemeinsamen Ressource aus egoistischen/eigennüt-
zigen Gründen zwangsläufig Raubbau am Gemeingut betreiben. 
Hardins Lösung sieht entweder eine umfassende Regulierung 
seitens des Staates oder die Privatisierung der Gemeingüter vor. 
Er schuf damit eine wichtige Argumentationshilfe für die Priva-
tisierung von Gemeindegütern.

Ostrom und KollegInnen reagierten auf diese Hypothese der 
‚Tragödie’ mit der Dokumentation empirischer Fälle aus allen 
Teilen der Welt, bei denen entgegen Hardins Vorhersagen die 
NutzerInnen keinen Raubbau an Gemeinschaftsgütern wie Wei-
deland, Fischgründen, Saatgut und Wäldern betrieben. Viel-
mehr fand in den dokumentierten Fällen eine kollektive Orga-
nisation der NutzerInnen ohne jegliches Eingreifen des Staates 
oder die Einführung von Privatbesitz statt (NRC 2002). Gerade 
in Entwicklungsländern fanden sich viele erfolgreiche Fälle von 
Gemeinschaftsbesitz und -organisation. Und es zeigte sich, dass 
umfassende staatliche Regulierungen, freie Märkte und private 

Besitzrechte weder brauchbare noch lo-
kal geeignete Alternativen für eine nach-
haltige Ressourcennutzung sind. 

Vielfalt – auch in der sozialen
Organisation

Die Frage war nun, warum Übernutzung 
und Raubbau an den Ressourcen ausblie-
ben. Ostrom und KollegInnen begannen 
mit der Suche nach spezifischen Regeln, 
welche zum erfolgreichen Management 
von Gemeinschaftsgütern geführt ha-
ben. Schnell wurde klar, dass es keine 
allgemeingültige Formel gab. Jeder Fall 
war anders; jede Nutzergemeinschaft 
hatte ihre eigenen Regeln aufgestellt. 
Somit begann Ostrom, institutionelle 
Regelmäßigkeiten zu suchen, welche bei 
bewährten Systemen von Gemeingüter-
nutzung existierten, bei Negativbeispie-
len hingegen fehlten. Sie entdeckte eine 
Reihe von Mustern und Prinzipien. Eini-
ge sind von besonderer Bedeutung für 
Entwicklungsländer und nehmen direkt 
Bezug auf Nutzungs- und Zugangsrechte 
der lokalen Gemeinden. 

Näher am Menschen
Elinor Ostroms Theorie der Gemeinschaftsgüter und
der kommunalen Rechte in Entwicklungsländern

8 T H E M A FoodFirst 1/10

Klar definierte Grenzen des Gemein-
schaftsbesitzes sowie die darin legiti-
mierten und nicht-legitimierten Nutze-
rInnen war eines dieser Muster. Gemein-
schaftsbesitz ist also nicht frei zugänglich 
im weiteren Sinne, sondern wird genutzt 
und verwaltet von einer leicht identifi-
zierbaren und begrenzten Gruppe. Inner-
halb dieser Gruppe entwickelten sich Ver-
trauen, Kommunikation und gemeinsame 
Strategien, die weit entfernt von Hardins 
‚Tragödie’ des egoistischen Wettbewerbs 
waren. Ein Beispiel dafür sind die dorf-
eigenen Korallenriffe auf vielen Pazifik-
inseln. Außenstehende müssen beim 
Vorsteher um Erlaubnis bitten, um auf 
dem Riff fischen zu können, während 
die DorfbewohnerInnen dies nach Be-
lieben tun dürfen (Bartlett et al. 2009). 
Ein weiteres Muster: lokale Regeln und 
Regulierungen werden gemeinschaftlich 
entwickelt und verwaltet. So haben die 
Mitglieder einerseits Rechte, andererseits 
die Verantwortung der Teilhabe am Pro-
zess der Regulierung. Ostroms Erkennt-
nisse legen nahe, dass eine nachhaltige 
Nutzung von Gemeinschaftsgütern be-
sonders erfolgreich ist, wenn Regierun-

Christopher Y. Bartlett 

Elinor Ostroms Untersuchungen ergaben, dass sich gerade in Entwicklungsländern viele erfolgreiche Fälle von    Gemeinschaftsbesitz und -organisation fanden.      Fotos: Mohan Dhamotharan
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gen anerkennen, dass lokale Gemeinschaften 
ihre eigenen Regeln machen und staatliche Kom-
petenzen gar aktiv an lokale Autoritäten, traditio- 
nelle Führer oder Dorfälteste abgeben werden.

Grundlage für Rechte

Ostroms Theorie der Gemeinschaftsgüter hat große 
Bedeutung für Entwicklungsländer. Sie reicht wei-
ter als die konventionellen Wirtschaftsmodelle, 
welche auf begrenzten Annahmen über Produkti- 
vität, Marktpreise, selbstmaximierende Anreize 
und Privatisierung der Gebrauchsgüter beruhen. 
Ihre Arbeit bringt uns näher an eine einheitliche 
Theorie des menschlichen Verhaltens, welche zu-
sätzliche Gegebenheiten wie Lebensqualität, kultu-
relle Identität und das Gemeinschaftswohl berück-
sichtigt. Sie liefert zudem eine theoretische und 
empirische Grundlage für die Betonung der Rechte 
der ärmsten und am meisten marginalisierten 
Menschen – und deren Kapazitäten, Regeln und 
institutionelle Arrangements erfolgreich, nach-
haltig und gemeinschaftlich zu entwickeln. Wei-
ter erinnert uns Ostrom daran, dass Blaupausen 
zur Ressourcennutzung, die oft lokalen Gruppen 
aufgezwungen werden, zu unbeabsichtigten und 
meist schlimmen Konsequenzen führen (Ostrom 

2007) – Gedankennahrung vor dem Hintergrund 
einer globalen Bevölkerung, die immer anfälliger 
reagiert auf soziale, ökologische und klimatische 
Veränderungen.

Christopher Y. Bartlett ist Mitarbeiter des Arbeitskreises

für politische Theorie and Analyse der Indiana Universität, 

den Elinor Ostrom geleitet hat. CYBartlett@gmail.com
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Als Fazit aus der Gesamtschau der vier Länderfallstudien kommt das TAB 
zu der nüchternen Erkenntnis, dass die Gentechnik in Entwicklungs- und 
Schwellenländern gegenwärtig von begrenztem Nutzen sei, was etwa 
das Spektrum der Pflanzenarten, der Sorten und Eigenschaften angeht. 
Für echte Aussagen zu bisherigen sozioökonomischen Effekten – etwa 
hinsichtlich Erträgen, Gewinnen, Gewinnverteilung sowie Risiken – sei die 
Datenlage zu schwach. Als zentrale Aufgabe der Politik sieht das TAB nicht 
etwa die Förderung der Suche nach gentechnischen „Superpflanzen“. 
Man plädiert stattdessen für eine Problemorientierung bei der Suche nach 
zukunftsfähigen Anbaumethoden und Agrartechnologien: „So wäre mit 
Bezug auf die Folgen des Klimawandels und Probleme der Wasserverfüg-
barkeit oder sonstige Stressfaktoren zunächst einmal nach den vorhan-
denen und absehbaren landwirtschaftlichen Herausforderungen insge-
samt zu fragen und erst dann nach Wegen einer möglichen bzw. nötigen 
Anpassung der Anbaumethoden.“

Ute Sprenger, Soziologin, arbeitet als freie Autorin, Bildungsreferentin und Gutachterin in der 

internationalen und regionalen Zusammenarbeit; sie ist Autorin der TAB-Länderfallstudie zu 

Costa Rica. http://home.snafu.de/usp  

Der TAB-Bericht “Transgenes Saatgut in Entwicklungsländern – Erfahrungen, Herausforde-

rungen, Perspektiven” als PDF zum Download: http://www.tab.fzk.de/de/arbeitsberichte.htm

T H E M A

Aus Sicht der Befürworter ist der Einsatz von Gentechnik in der Land-
wirtschaft angesichts des Klimawandels für die zukünftige Versorgung 
mit Nahrungsmitteln und Rohstoffen unverzichtbar. Eine aktuelle 
Analyse des Büros für Technikfolgenabschätzung beim Deutschen Bun-
destag (TAB) macht jedoch deutlich, dass diese Anbaumethode gerade 
Entwicklungsländern wenig zu bieten hat. Die Studie basiert auf vier 
Länder-Gutachten zu Brasilien, Chile, China und Costa Rica. 

Im vierzehnten Jahr der kommerziellen Nutzung transgener Pflanzen 
bleibt deren Anbau weltweit zwar auf eine handvoll Länder und im wesent-
lichen auf vier Pflanzenarten beschränkt. Nichtsdestotrotz ist die Kontro-
verse über diese Technik hitzig wie eh und je. Eine lautstarke Lobby aus 
Industrie und Wissenschaft feiert alljährlich die Bilanzen der Gentechnik 
auf den Äckern. Gleichzeitig wird aber bedauert, dass deren Potenzial zur 
Bekämpfung von Hunger und Armut nicht ausgeschöpft werde. Vor allem 
Zulassungs- und Anbauauflagen hätten größere Entwicklungserfolge ver-
hindert. Doch gerade hinsichtlich der biologischen Sicherheit spielt die 
Frage einer am Vorsorgeprinzip orientierten Regulierung gentechnisch 
veränderter Organismen (GVO) eine ebenso wesentliche Rolle wie die ge-
sellschaftliche Partizipation an Entscheidungsprozessen. Beides ist Be-
standteil und Anliegen des Cartagena-Protokolls über biologische Sicher-
heit, eines völkerrechtlich bindenden Abkommens, das Mindeststandards 
für den grenzüberschreitenden Umgang mit GVO setzt. 

Nicht mit schnellen Antworten, dafür aber faktenreich kommt ein neuer 
Bericht zur Gentechnik des Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim 
Deutschen Bundestag (TAB) daher. Für die Studie wurden die Erfahrungen 
beim Anbau transgener Nutzpflanzen in den vier Schwellenländern Bra-
silien, Chile, China und Costa Rica untersucht. Länder also, wo derartige 
Kulturen seit etlichen Jahren schon im Freiland zum Einsatz kommen. 

Entsprechend ihrer politischen Entwicklung und gesellschaftlichen Dy-
namik zeigen sich in den vier Beispielländern durchaus unterschiedliche 
Erfahrungen. So dominieren in den drei lateinamerikanischen Staaten, 
anders als in China, die transnationalen Saatgut- und Agrochemieunter-
nehmen diesen Sektor. Verschieden intensiv und kontrovers ist auch der 
Verlauf der gesellschaftlichen Debatten über den Nutzen und die ökolo-
gischen und ökonomischen Auswirkungen der Agrogentechnik. Verglichen 
mit China und Chile fordert etwa die Zivilgesellschaft in Brasilien und Costa 
Rica bei der Frage um die Entwicklung und Nutzung dieser Technik deutlich 
vernehmlicher Transparenz und Teilhabe. 

In Costa Rica, wo sich unbemerkt von der Öffentlichkeit bereits seit 1991 
eine Vermehrungsindustrie für transgene Saaten etabliert hat, setzte die 
gesellschaftliche Debatte darüber erst vor gut sieben Jahren ein, und zwar 
mit der aufkommenden Kontroverse um den regionalen Freihandelsvertrag 
mit den USA (CAFTA). Inzwischen verknüpfen ländliche Menschenrechts-
gruppen und kritische WissenschaftlerInnen ihre Kritik am Einsatz der 
Agrogentechnik mit der Frage der sozialen und wirtschaftlichen Entwick-
lung des Landes. So fordern sie unter anderem die Abkehr von der Export-
orientierung des Agrarsektors. Die Agrobiotech-Konzerne und forschenden 
Institute hält dieses Mehr an Aufmerksamkeit allerdings bis dato nicht 
davon ab, ihre transgenen Saaten für den Weltmarkt in Costa Rica weiter-
hin ohne entsprechende Risikoeinschätzung und ohne adäquate Kontrol-
len zu erproben und zu vermehren. 

Ute Sprenger

Technik mit begrenztem Nutzen
Transgenes Saatgut versus Anbaumethoden für zukunftsfähige Entwicklung

Elemente der Gentechnik: Bakterienkultur in einer Schale, Saatgut und durch Elektro-

phorese sichtbar gemachte DNA-Fragmente.     Foto: Wikimedia Commons, public domain
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Bei ihrem Versuch, die technologische Infrastruktur des afrikanischen 
Agrarsektors umzukrempeln, setzen die Gates- und Rockefeller-Stif-
tungen mit ihrer Allianz für eine Grüne Revolution primär auf private 
Partner. Doch der formulierten Absicht, bei der Implementierung 
african based partnerships anzustreben, stehen die Interessen und die 
weit reichende Einflussnahme mächtiger Saatgut- und Düngerprodu-
zenten entgegen. 

Beeindruckende Summen wendet die Alliance for a Green Revolution in Afri-
ca (AGRA) derzeit auf, um Saatgut-, Dünger- und Pestizid-Märkte aus dem
Boden zu stampfen. 370 Millionen US-Dollar hat die Allianz veranschlagt, 
um afrikanische WissenschaftlerInnen in der Pflanzenzucht auszubilden, 
Agro-Unternehmen zu subventionieren, ein Kontinent umspannendes 
Netzwerk von SaatguthändlerInnen zu bilden und schließlich Kredite an 
Bauern zu vergeben, welche die selbst geschaffenen Produkte kaufen sollen. 
Statt auf die Ausbildung von Bauern wird also auf die Ausbildung von Chemi-
kerInnen, BiologInnen und HändlerInnen gesetzt. Bauern und Bäuerinnen 
sollen Input-Märkte geboten werden. 1.000 neue und verbesserte Saat-
gutsorten hat AGRA für die nächsten Jahre angekündigt. Neben Reis zielt 
die Forschung dabei vor allem auf klassische Subsistenzfrüchte, die bislang 
nur in geringem Maße gehandelt werden, wie Hirse, Bohnen und Maniok. 
Doch wer forscht? Und wessen Saatgut wird gehandelt? 

AGRA versprach bislang, gezielt kleinere afrikanische Unternehmen wie 
Dryland Seed Ltd. in Kenia oder Funwe Farm Ltd. in Malawi zu unter-
stützen. Zugleich aber bleibt die Rolle multinationaler Konzerne unklar. 
Personell sind Großkonzerne und AGRA eng ineinander verwoben. Robert 
Horsch, einer der strategischen Köpfe der Gates-Stiftung, war bislang 
Vizepräsident für Produktkooperationen bei Monsanto. Pedro Sanchez, 
Direktor für tropische Agrarwirtschaft des Earth-Instituts, dem wichtigsten 
AGRA-Think-tank, sitzt zugleich im Aufsichtsrat des norwegischen Dünger-
Giganten Yara. Erst vor wenigen Monaten teilte die Allianz offiziell mit, 
man „kooperiere derzeit nicht mit multinationalen Unternehmen, werde 
dies in Zukunft aber tun, falls ein klarer und überzeugender Vorteil für 
Kleinbauern auszumachen“ sei.1 Die Aussage Kofi Annans unmittelbar 
nach seiner Ernennung zum Vorsitzenden im Juli 2007, AGRA werde kein 
gentechnisch verändertes Saatgut fördern, wurde wenige Wochen später 
offiziell relativiert. Die Rockefeller- und Gates-Stiftungen finanzieren seit 
Jahren biotechnische Forschung. Bereits 2013 wollen Gates und Monsanto 
einen „Water Efficient Maize for Africa“ patentieren lassen. Auch von der 
US-amerikanischen Entwicklungshilfe finanzierte Projekte zur Entwick-
lung von gentechnisch veränderten Bananen, Kartoffeln und Tomaten – 
allesamt ‚für’ Afrika – sind in der Warteschleife. 

Afrikas KleinbäuerInnen stellen fraglos ein lukratives Marktsegment 
für das Agrobusiness dar, den breiten ‚Boden der Kundenpyramide’. 
Durch Aufkäufe von kleinen Saatgutunternehmen und die graduelle Auf-
stockung der eigenen Forschung vor Ort kontrolliert Monsanto schon heute 
über 40 Prozent des Marktes für Maissaatgut in Südafrika. Doch Monsanto 
ist nicht allein. Die durch AGRA aufgebauten Marktstrukturen könnten und 
werden auch anderen Konzernen Kanäle bieten, um an neue ‚Kleinstkunden’ 
heranzukommen. Sichtbar wird dies zunehmend in Kenia, dem wichtigsten 

Eine Grüne Allianz zwischen wem? 
AGRA, multinationale Konzerne und der Aufbau lokaler Vertriebsstrukturen

Benjamin Luig

T H E M A

Pilotland der grünen Revolution. Veronica Kingoo, Besitzerin des Nduki-
Agrochemie Shops in Machakos, berichtet: „Wir arbeiten mit Saatgut von Syn-
genta, Bayer, Seminis und Monsanto und mit Dünger von Yara. Syngenta hilft 
uns bei der technischen Ausbildung und wirbt bei Kunden für uns.“2 

Fraglos ist es wichtig, KleinbäuerInnen den Zugang zu Saatgut und Dünger zu 
erleichtern. Dies muss jedoch auf Basis der lokalen Gegebenheiten gesche-
hen und darf nicht in einer Entmündigung wie etwa durch den Verlust der 
Kontrolle über das Saatgut enden. Die Vorstöße AGRAs, Länder wie Ghana, 
Kenia oder Uganda mit einem fertigen Technologiepaket zu versorgen und 
mit Saatgut-, Dünger- und Pestizidmärkten zu überziehen, sind hingegen 
gefährlich. Es muss die Frage gestellt werden, welche Inputgüter eigentlich 
produziert werden, wer über sie verfügt und wer die Märkte kontrolliert. 
Ohne jegliches Monitoring und weitgehend an staatlichen Institutionen 
vorbei bergen die von AGRA installierten Kanäle das Risiko, Biodiversität zu 
zerstören und das Recht auf Nahrung zu verletzen. Es besteht die Gefahr, 
dass Bauern und Bäuerinnen die Kontrolle über Saatgut und Dünger entzogen 
wird, was dann Konzerne wie Syngenta oder Monsanto dazu nutzen, sich neue 
Märkte für Hybrid- und Gensaatgut zu erschließen. AGRA droht, das troja-
nische Pferd des Agrobusiness auf dem afrikanischen Kontinent zu werden. 

Benjamin Luig ist Wirtschaftshistoriker und im FIAN-Arbeitskreis Agrar aktiv.

2 Sam Moyo et al. (2009), Assessing the Alliance for a Green Revolution in Africa, ActionAid.
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Wendy Elisabeth Dávila nahm 

an einer Demonstration vor der 

brasilianischen Botschaft teil, 

als Sicherheitskräfte die Menge 

mit Tränengas auseinander trie-

ben. Wendy war Asthmatikerin, 

vermutlich verursachte das Ein-

atmen des Tränengases ihren 

Tod. Sie starb am 27. September 

2009.

Isis Obed Murillo wurde 

am 5. Juli 2009 durch einen 

Kopfschuss während einer 

Demonstration am Flughafen von 

Tocontín-Tegucigalpa getötet.

Opfer der Repression nach dem
Staatsstreich in Honduras

1 AGRA (2009), Audit Report and Financial Statements for the Year 2008. Ernst & Young,

www.agra-alliance.org
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bauen, die zur Erarbeitung der FAO-Leit-
linien zum Recht auf Nahrung und der 
Internationalen Konferenz für Agrar-
reformen und ländliche Entwicklung 
(ICARRD) in 2006 gemacht wurden.

Die Zielsetzung des Prozesses besteht 
generell darin, Prinzipien und interna-
tional anerkannte Standards für staatli-
ches und privatwirtschaftliches Handeln 
zu setzen. Sie sollen ein Rahmenwerk 
bilden, welches Staaten zu Hilfe ziehen 
können, um eigene Strategien, Politiken, 
Gesetzgebungen, Programme und Ak-
tionen zu implementieren. Konkret sol-
len die Leitlinien zu einer besseren und 
kohärenteren Politik bei Landfragen und 
dem Umgang mit natürlichen Ressour-
cen, beim Aufbau von Verwaltungskapa-
zitäten zur Bekämpfung von Hunger und 
Armut, bei Umweltfragen, der Förderung 
der nationalen und regionalen wirt-
schaftlichen Entwicklung und der Reform 
der öffentlichen Verwaltung helfen. Sie 
sollen auch Handlungsanweisungen zum 
Umgang mit großflächigen Investitionen 
in Land und mit Vertreibungen beinhal-
ten. Ähnlich wie die Leitlinien zum Recht 
auf Nahrung sollen sie aber auch ein In-
strument für die Zivilgesellschaft sein, 
um die Politik der eigenen Regierung zu 
bewerten und sie für ihr Handeln verant-
wortlich zu machen.

Völkerrecht bündeln

FIAN beteiligt sich an der Koordination 
der Zivilgesellschaft in diesem Prozess. 
Eine spezielle Chance bietet sich aus 
menschenrechtlicher Sicht, wenn hier 
alle relevanten Abkommen und Doku-
mente des Völkerrechts, die sich mit dem 
Thema Land auseinandersetzen, unter 
einem Dach gebündelt und in Beziehung 
zueinander gebracht werden. Das Recht 
auf Nahrung, das Recht auf Wohnen, die 
Rechte Indigener Gruppen, die Rech-
te von Frauen und die Arbeit zum Recht 
auf Wasser sind hier hervorzuheben. Ein 
bündiges Konzept zum Zusammenhang 
der einzelnen Themen zueinander und 
deren Verhältnis zu natürlichen Ressour-
cen könnte dazu beitragen, konkrete 
menschenrechtliche Verpflichtungen von  

Sofia Monsalve

Land und natürliche Ressourcen
Die FAO startet Prozess zur Erarbeitung von Leitlinien

I N T E R N A T I O N A L

taaten bei der Landpolitik und bei Land-
konflikten besser zu integrieren. Bei 
Schlichtungsverfahren des internationa-
len Investitionsrechts (Stichwort Land 
Grabbing) könnten menschenrechtliche 
Verpflichtungen von Staaten besser auf-
gegriffen werden, wenn sie für die Fach-
expertInnen des Investitionsrechts besser 
zugänglich und handhabbar wären.

Die für 2010 geplanten Treffen und Kon-
ferenzen werden entscheidend sein für 
die letztendliche Gestalt der Leitlinien. 
Die größte Herausforderung liegt aber 
in der Umsetzung solcher Leitlinien. 
Ein zentraler Bestandteil des Erarbei-
tungsprozesses muss daher der Frage 
gewidmet werden, wie eine konkrete An-
wendung nach 2010 sichergestellt wer-
den kann. Neben politischen Bekennt-
nissen und einem Fahrplan müssen auch 
konkrete Finanzierungszusagen gemacht 
werden. 

Das Diskussionspapier Voluntary Guide-
lines for Good Governance in Land and 
Natural Resource Tenure. Civil Society Per- 
spectives steht unter folgendem Link zur 
Verfügung: http://www.fian.org/resour-
ces/documents/others/voluntary-guide-
lines-for-goodgovernance-in-land-and-
natural-resource-tenure/ .

Sofia Monsalve ist Mitarbeiterin bei

FIAN International.

Die Welternährungsorganisation (FAO) hat Ende 2009 den 
Prozess zur Erarbeitung von Freiwilligen Leitlinien für Land 
und natürliche Ressourcen offiziell gestartet. Auch die Zi-
vilgesellschaft ist aufgerufen, sich am Diskussions- und Er- 
arbeitungsprozess zu beteiligen. Dies soll unter anderem 
durch regionale Konferenzen umgesetzt werden. 

Die zivilgesellschaftliche Teilnahme wird organisiert von ei-
ner in Rom ansässigen Koordinationsplattform (International 
Planning Committee for Food Sovereignty, IPC). Angesichts 
des zunehmenden Landraubs und der globalen Ernährungs-
krise misst das IPC dem Prozess einen hohen Stellenwert bei. 
Hier sollen Lösungen für einen gerechten und nachhaltigen 
Zugang zu natürlichen Ressourcen, insbesondere Land, Wasser-
ressourcen und Fischgründe, formuliert werden, die am Ende 
von allen Regierungen angenommen werden.

Seit 2005 bemüht sich die FAO, das Bewusstsein für einen ver-
antwortungsvollen Umgang mit Land und natürlichen Ressour-
cen zu stärken. Die bisherigen Bemühungen sollen nun in die 
Erarbeitung von Leitlinien (Voluntary Guidelines on Responsible 
Governance of Tenure of Land and other Natural Resources) mün-
den. Regierungen, Nichtregierungsorganisationen, soziale Be-
wegungen und internationale Organisationen gleichermaßen 
sollen 2010 zur Ausgestaltung der Leitlinien beitragen, die 
dann in 2011 von allen Mitgliedsstaaten der FAO verabschiedet 
werden sollen. Der Prozess zur Erarbeitung der Leitlinien soll 
auf den guten Erfahrungen mit der Partizipation von zivilge-
sellschaftlichen Organisationen und sozialen Bewegungen auf- 
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Zu den Fotos:
Opfer der Repression
in Honduras

Seit dem Putsch am 28. Juni 2009 
registriert ein Bericht der hondura- 
nischen Menschenrechtsorganisa- 
tion COFADEH über 4.000 Men- 
schenrechtsverletzungen. Dutzen- 
de Aktive der Demokratie- und Men- 
schenrechtsbewegung kamen ums 
Leben, Hunderte wurden geschla- 
gen und misshandelt. In dieser 
Ausgabe gedenken wir der ermor-
deten Opfer der Repression. Fotos: 
Resistencia. Siehe auch Artikel auf 
Seite 13.
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Martin Wolpold-Bosien

I N T E R N A T I O N A L

Honduras – Aufklärung der Menschenrechts-
verletzungen gefordert 

Putschisten eine Generalamnestie, der 
Oberste Gerichtshof stellte das Verfahren 
gegen die Militärführung ein.

Gewählt wurde Ende November unter 
undemokratischen, gewaltsamen und in-
transparenten Bedingungen. Das Ober-
ste Wahltribunal selbst musste im Nach-
hinein zugeben, dass es am Wahlabend 
falsche Zahlen zur Wahlbeteiligung ver-
öffentlicht hatte. Dennoch hat sich die 
internationale Staatengemeinschaft in 
drei Lager gespalten: die US-Regierung 
und einige wenige lateinamerikanische 
Länder, die Lobo bedingungslos aner-
kennen; eine zweite Gruppe, zu der die 
EU gehört, die Bedingungen formuliert 
haben, aber die neue Regierung faktisch 
anerkennen, indem sie etwa zu Verhand-
lungen einladen; und schließlich eine 
dritte Gruppe der südamerikanischen 
Länder unter Führung Brasiliens, die der 
Regierung Lobo die Anerkennung ver-
weigern.  

Die nationale Menschenrechtsplattform, 
zu der auch FIAN Honduras gehört, hat 
klargestellt, dass sie die neue de facto 
Regierung als bruchlose Fortsetzung des 
Staatstreichs betrachten und daher nicht 
anerkennen wird. Wenn Lobo mit ihnen 
in einen ernsthaften Dialog eintreten 
will, dann muss er sicher zuerst die 
Menschenrechtsverletzungen der letz-
ten Monate benennen, verurteilen und 
für Aufklärung sorgen. Ob er sich dafür 
entscheiden wird, darf bezweifelt wer-
den. Ohne anhaltenden, massiven inter-
nationalen Druck besteht jedenfalls ein 
hohes Risiko, dass diese Verbrechen nie 
aufgeklärt werden und die Täter straffrei 
bleiben. 

Martin Wolpold-Bosien, Zentralamerikareferent 

bei FIAN International. Er war kurz nach dem Putsch 

und kurz vor dem Wahlen mit internationalen 

Menschenrechtsdelegationen in Honduras.

Wer sich mit der Menschenrechtslage in Honduras seit dem 
Putsch am 28. Juni letzten Jahres beschäftigt, kann ein inneres 
Frösteln kaum vermeiden. Über 4.000 Menschenrechtsverlet-
zungen registriert ein Bericht der Menschenrechtsorganisation 
COFADEH (Komitee der Familienangehörigen der Verhafteten 
und Verschwundenen in Honduras). Dutzende Aktive der De-
mokratie- und Menschenrechtsbewegung kamen ums Leben, 
Hunderte wurden geschlagen und misshandelt. 

Die Porträts von 13 Menschen, die als Opfer der Repression nach 
dem Putsch in Honduras zu Tode gekommen sind, standen im 
Mittelpunkt einer Kundgebung am 26. Januar 2010 vor dem 
Auswärtigen Amt in Berlin, zu der neben weiteren Nichtregie-
rungsorganisationen und Solidaritätsgruppen auch FIAN aufge-
rufen hatte. Die Bundesregierung wurde aufgefordert, sich für 
die Aufklärung der in den vergangenen Monaten begangenen 
Menschenrechtsverletzungen einzusetzen. 

Opfer der Repression sind MenschenrechtsverteidigerInnen, 
Mitglieder der Widerstandsbewegung gegen den Staatsstreich, 
JournalistInnen, RichterInnen und RechtsanwältInnen, die 
sich gegen den Putsch ausgesprochen haben. Zahlreiche 
Frauen, die bei Demonstrationen von Sicherheitskräften fest-
genommen wurden, berichten von Gewalt und sexuellem Miss-
brauch auf Polizeistationen. Menschenrechtsverteidiger wie 
Walter Trochez, die sich in der Demokratiebewegung engagier-
ten und sich schon zuvor für die Rechte der LGBT-Bewegung 
(Lesbians, Gays, Bisexuals, Transsexuals) eingesetzt hatten, 
wurden entführt und ermordet. Gegen die Verantwortlichen 
der begangenen Verbrechen ist bislang nicht ernsthaft ermit-
telt worden. 

Die interamerikanische Menschenrechts-
kommission bestätigt das Risiko der 
Straffreiheit in ihrem am 20. Januar ver-
öffentlichten 150-seitigen Bericht und 
spricht von schwerwiegenden und syste-
matischen Menschenrechtsverletzungen. 
Die guatemaltekische Nobelpreisträge-
rin Rigoberta Menchú hat schon früh 
gewarnt, dass andere Demokratien in 
der Region ebenfalls in Gefahr geraten, 
wenn sich die Putschisten in Honduras 
durchsetzen würden.

Leider ist festzustellen, dass die Verant-
wortlichen des Staatsstreichs in der Tat 
ihre Pläne erfolgreich umgesetzt haben: 
am 27. Januar übergab das Putschregime 
in Honduras die Regierungsgeschäfte 
an den Politiker Porfirio Lobo, ohne 
dass der rechtmäßige Präsident Manuel 
Zelaya noch einmal ins Amt eingesetzt 
worden wäre. Lobos „Kabinett der natio-
nalen Einheit und Versöhnung“ wird von 
den Parteien dominiert, die den Putsch 
gestützt haben. Lobo selbst hat die 
Menschenrechtsverletzungen unter dem 
Putschregime nie verurteilt, seine Frak- 
tion hat die Ausnahmegesetze, die der 
Repression Tür und Tor geöffnet ha-
ben, voll unterstützt. Noch in der glei-
chen Woche erteilte das Parlament den 

Auf 13 Plakaten gedachten die DemonstrantInnen den jüngsten Opfern des honduranische Widerstands.
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Saatgutinitiativen aus zehn Ländern 
haben Gegenvorschläge ausgearbeitet, 
wollen diese in Graz untereinander ab-
stimmen und den Widerstand europaweit 
vernetzen. 

Das diesjährige Treffen findet in Öster-
reich statt, weil eine stärkere Zusam-
menarbeit mit osteuropäischen Ländern 
angestrebt ist. Darüber hinaus sind alle 
herzlich eingeladen, die sich für das The-
ma interessieren und aktiv werden möch-
ten. Weitere Informationen unter http://
www.liberate-diversity-graz2010.org/.

Jürgen Holzapfel ist für das Europäische 

BürgerInnen Forum (forumcivique) aktiv,

http://www.forumcivique.org/.

„Bessere Ausbildung für sichere Lebens-
mittel“. Ein weiteres wichtiges Ziel ist die 
Stärkung des europäischen Einflusses auf 
internationale Standards im Saatgutver-
kehr.

Das Instrument für eine weltweite Um-
setzung der Interessen der europäischen 
Saatgutkonzerne ist die UPOV (Interna-
tionale Vereinigung zum Schutz von Pflan-
zenzüchtungen). Zurzeit wird die von ihr 
1991 verabschiedete Konvention vielen 
Ländern, die sich am internationalen 
Agrarmarkt beteiligen wollen, aufge-
zwungen. 67 Staaten sind der Konven-
tion beigetreten. Es ist nicht zufällig, 
dass die UPOV bereits angekündigt hat, 
dass sie 2011, also nach der neuen EU-
Gesetzgebung, eine neue internationale 
Konvention verabschieden will. Bereits 
die heutige Konvention schränkt das 
bäuerliche Recht, Saatgut aus eigener 
Ernte zu gewinnen, soweit ein, dass Bäu-
erInnen dieses Saatgut nur noch auf ih-
ren eigenen Feldern ausbringen dürfen. 
Und es verbietet den Staaten, weitere 
Ausnahmeregelungen für Bäuerinnen 
und Bauern zu erlassen.

Der UN-Sonderberichterstatter Olivier 
de Schutter stellt in seinem Bericht für 
die Vereinten Nationen 2009 fest, dass 
während Jahrzehnten alle internatio-
nalen Bemühungen das Ziel hatten, die 
geistigen Eigentumsrechte der Saat-
gutindustrie zu schützen. Im Gegensatz 
dazu steht, dass auch heute noch welt-
weit bäuerliches Saatgut die Mehrheit 
der Bevölkerung ernährt und deshalb 
dringend Maßnahmen zur Stärkung des 
informellen, bäuerlichen Saatgutsektors 
getroffen werden müssen. Das Recht 
auf Ernährung ist direkt mit dem Recht 
auf eigenes Saatgut verbunden. Die Plä-
ne der EU gehen demnach genau in die 
falsche Richtung.

In den letzten Jahren haben sich in vie-
len Ländern Europas Saatgutinitiativen 
zusammengeschlossen und unter dem 
Motto „Let‘s liberate diversity!“ auch 
grenzüberschreitend organisiert. Sie ver-
teidigen das bäuerliche Recht, Saatgut 
aus eigener Ernte auszusäen, zu züchten 
und weiterzugeben. Die europäischen 

I N T E R N A T I O N A l

Minimalkonsens beim Klimagipfel

Das Ergebnis des Kopenhagener Klima-
gipfels ist so schwach wie man es sich 
nur hätte vorstellen können. Anstatt 
eines rechtlich verbindlichen Abkom-
mens gibt es nur eine politische Erklä-
rung, und selbst diese wird noch nicht 
einmal von allen Ländern unterstützt. 
Es gibt keine klare Verpflichtung auf das 
Ziel, die Erderwärmung bei maximal 2°C 
gegenüber dem Stand vor Beginn der 
Industrialisierung zu begrenzen, und 
auch keinerlei Emissionsreduktionsziele. 
Und während die Zusage der Industrie-
länder, die finanzielle Unterstützung 
für die Entwicklungsländer bis 2020 auf 
100 Milliarden US-Dollar jährlich erhö-
hen zu wollen, grundsätzlich begrüßens-
wert ist, ist jedoch vollkommen unklar, 
wo dieses Geld herkommen soll.

Mangels Vertragsabschluss wurde das 
Verhandlungsmandat um ein Jahr bis 
zur nächsten Klimakonferenz in Mexiko 
verlängert. Die Industrieländer werden 
jedoch erheblich mehr als bisher auf 
den Tisch legen müssen, wenn sich das 
Scheitern von Kopenhagen in Mexiko 
nicht wiederholen soll.

Wolfgang Sterk hat als Beobachter an der 

Klimakonferenz teilgenommen.

In der Auseinandersetzung um geistige Eigentumsrechte auf 
Saatgut ist das Jahr 2010 entscheidend. Die Europäische 
Union (EU) will ein europaweit einheitliches Saatgutrecht 
verabschieden. Werden in Zukunft auf dem Saatgutmarkt 
ausschließlich industrielle Sorten verfügbar sein, während 
regionale und bäuerliche Sorten nur noch in Museen und 
Schaugärten zu finden sind? 

Alle Anzeichen deuten daraufhin, dass die Saatgutkonzerne die 
Revision des Saatgutrechts nutzen, um ihre Macht noch aus-
zuweiten. Die verabschiedete EU-Erhaltungssortenrichtlinie für 
nichtindustrielle Sorten erschwert oder verbietet bereits die 
Verbreitung der alten Sorten durch geographische und quanti-
tative Beschränkungen.

Der Aktionsplan der Europäischen Kommission vom 29. 9. 2009 
sieht vor, dass das neue Saatgutverkehrsgesetz im Jahr 2011 
zur Abstimmung kommen soll. Ziele sind die bürokratische 
Vereinfachung der Sortenzulassung, die Einrichtung eines eu-
ropäischen Zentralbüros für die Zulassung und Registrierung 
in einem europäisch einheitlichen Sortenkatalog sowie die 
einheitliche Umsetzung in den verschiedenen Ländern durch 
die zentrale Ausbildung von InspektorInnen unter dem Motto 

Jürgen Holzapfel

Zukunft säen – Vielfalt ernten!
Europäische Saatgutkonferenz vom 25. bis 27. März 2010 in Graz

Jairo Sánchez, Gewerkschafts-

führer, wurde durch eine Poli- 

zeipatrouille der Nationalen 

Polizeidirektion während einer 

Demonstration der Widerstands-

bewegung im Stadtteil Colonia 

San Francisco, Tegucigalpa, 

schwer verletzt. Er erlag den 

Folgen am 17. Oktober 2009.

Mario Fidel Contreras 

Moncada, Mitglied der Wider-

standsbewegung, starb am 

2. Oktober 2009 im Stadtteil 

Colonia San Ángel, Tegucigalpa, 

nachdem Unbekannte ihm in den 

Kopf geschossen hatten.

Opfer der Repression nach dem
Staatsstreich in Honduras
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Melanie Pichler und Brigitte Reisenberger

Priorität für das Recht auf Nahrung!
Aktionen und Vernetzungen zu einer alternativen Gemeinsamen Agrarpolitik

15

Mit der European Food Declaration 
wurde auf europäischer Ebene ein 
Basispapier geschaffen, um über eine 
gesunde, nachhaltige, gerechte und 
gegenseitig unterstützende Gemein-
same Agrarpolitik der Europäischen 
Union (EU) nach 2013 zu diskutieren. 
Zahlreiche Nichtregierungsorganisa- 
tionen (NRO) haben sich zu einem 
Netzwerk zusammengeschlossen, um ei- 
ne gemeinsame Position zu entwerfen 
und die EU-Politik aktiv mitzugestal-
ten.

„Nachdem in den letzten Jahrzehnten 
transnationale Konzerne und die Welt-
handelsorganisation (WTO) die Lebens-
mittel- und Landwirtschaftspolitik do-
miniert haben, ist es jetzt an der Zeit, 
dass die Menschen in Europa wieder selbst 
über die Landwirtschafts- und Nahrungs-
mittelpolitik bestimmen: es ist Zeit für 
Ernährungsouveränität!“ Aktiv und kämp-
ferisch lesen sich diese Zeilen der Euro- 
pean Food Declaration, die seit Beginn 
des Jahres 2010 von vielen österrei-
chischen und europäischen Organisa-
tionen, unter ihnen auch FIAN, unter-
zeichnet wurde. 

Die European Food Declaration ist ein 
Basispapier von engagierten Organisa-
tionen, das als Grundlage für ein euro-
paweites Alternativpapier zur Gemein-
samen Agrarpolitik (GAP) der EU dienen 
soll. Seinen Ursprung hat das Netzwerk 
für eine alternative GAP 2013 im Euro-
päischen Sozialforum in Malmö 2008. 
Eine Kerngruppe von Organisationen, 
die rund um die Themen Ernährungssou-
veränität, Recht auf Nahrung und klein-
bäuerliche Landwirtschaft angesiedelt 
sind, schlossen sich zusammen, um ein 
alternatives GAP-Netzwerk aufzubauen 
und die inhaltliche Ausgestaltung der 
GAP 2013, die ab 1. Jänner 2014 in Kraft 
treten soll, aktiv mitzugestalten. 

In Österreich hat sich im Rahmen der 
Aktionskonferenz Wir schaffen ein nach-
haltiges Lebensmittel- und Agrarsystem! 
in Freistadt (Oberösterreich) von 20. bis 
22. November 2009 eine Gruppe von In- 
teressierten für ein alternatives GAP-
Forum zusammen gefunden. Beim ersten 

Treffen im Jänner 2010 waren Vertrete-
rInnen von FIAN, Attac, ÖBV-Via Cam-
pesina Austria, der Bio Austria, sowie 
einige unabhängige AktivistInnen und 
Interessierte dabei, um gemeinsam über 
die Ziele einer alternativen Agrarpolitik 
zu diskutieren. Für Elisabeth Költringer 
von FIAN Österreich ist klar: „Das Recht 
auf Nahrung muss in der GAP einen zen-
tralen Stellenwert einnehmen und die 
Einklagbarkeit dieses zentralen Men-
schenrechts als Instrument für eine faire 
und gerechte Agrarpolitik herangezogen 
werden“. 

Auch das Ziel auf europäischer Ebene ist 
klar: Wenn Mitte 2010 die Europäische 
Kommission die ersten Eckpunkte zur 
GAP 2013 veröffentlicht, muss es eine 
klare inhaltliche Positionierung und ein 
starkes Netzwerk für eine alternative 
GAP geben. Nicht zufällig hat die GAP 
2013 für die alternativen Anliegen des 
Netzwerks besondere Relevanz. Zum ei-
nen soll die EU-Agrarpolitik einer grund- 
legenden Reform unterzogen werden. 
Das ausufernde Budget soll gekürzt 
werden und die Subventionsregelungen 
auch auf Gemeingüter wie Wasser oder 
Biodiversität ausgedehnt werden. Zum 
anderen schafft der im Dezember 2009 
in Kraft getretene Lissabon-Vertrag 
mehr Mitsprachemöglichkeiten für das 
EU-Parlament. Während das einzig de-
mokratisch gewählte Organ der EU bisher 
lediglich angehört werden musste, kann 
es künftig aktiv und ohne Klubzwang 
an der Gestaltung der GAP mitwirken. 
Für das alternative GAP-Netzwerk eröff-
net das bisher verschlossene Türen für 
Lobbying und Einflussnahme auf euro-
päischer Ebene. 

Für die GAP 2013 müssen Alternativen 
entwickelt werden, die den Herausfor-
derungen der Zukunft gewachsen sind. 
Die Eckpunkte eines neuen Lebensmit-
tel- und Agrarsystems wurden in der 
European Food Declaration festgelegt. 
Das in der Entstehung begriffene alter-
native GAP-Forum arbeitet nun an der 
inhaltlichen Ausgestaltung der Agrar-
politik, an der Analyse von geeigneten 
Instrumenten zur Umsetzung, an adä-
quaten Partizipationsmöglichkeiten so-

wie an einem starken Netzwerk. Zur weiteren Vernetzung und 
zur gemeinsamen Ak-tionsplanung ist ein europaweites Forum 
geplant, das bereits 2011 realisiert werden könnte. Eine eigene 
Homepage sowie eine alternative GAP-Konferenz im Jahr 2013 
werden angestrebt.

Es gibt Alternativen zum Ziel der „globalen Wettbewerbsfähig-
keit” der Europäischen Lebensmittelkonzerne und diese Alter-
nativen sollen in einem partizipativen Prozess erarbeitet wer-
den. Werden Sie aktiv, machen Sie mit!

Kontakt: FIAN Österreich fian-oneworld.at und Elisabeth Költ-
ringer elisabeth.koeltringer@sundial.at 

Melanie Pichler und Brigitte Reisenberger arbeiten bei FIAN Österreich.
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Roger Abraham Vallejo 

Soriano wurde am 30. Juli 2009 

während einer Demonstration in 

der Nähe des Marktes in der Zone 

Belén durch einen Kopfschuss 

schwer verletzt. Er starb am 

1. August 2009 im Hospital 

Escuela, Tegucigalpa.

Walter Orlando Tróchez 

wurde am 13. Dezember 2009 

ermordet. Er war ein bekannter 

Menschenrechtsverteidiger der 

Organisation CIPRODEH. 

Er engagierte sich vor allem für 

die Rechte HIV-Infizierter sowie 

der lesbischen, homosexuellen, 

bisexuellen und transsexuellen 

Gemeinschaft (LGBT).

Opfer der Repression nach dem
Staatsstreich in Honduras
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Friedrich Doormann

20 Jahre FIAN-Lokalgruppe Marl
Finca Nueva Marl als Symbol einer Freundschaft

Stadtkirchengemeinde ihm einen Kredit 
zum Kauf einer Kaffeeschälmaschine ge-
geben. Allemal ist Eswin López nicht zum 
reinen Privatmann geworden; er enga-
giert sich weiter in den Angelegenheiten 
der Landarbeiter seines Landes. Und die 
Marler werden ihn weiterhin dabei unter-
stützen!

Friedrich Doormann ist Gründungsmitglied der FIAN-

Lokalgruppe Marl.

Zum Ende des Jahrs 2009 erhielt die Marler FIAN-Gruppe ein 
Paket aus Guatemala – von der Finca Nueva Marl! Es enthielt 
zwei Beutel gemahlenen Kaffees. Dieser Erfolg wurde bald 
darauf mit einem festlichen Nachmittagskaffee gefeiert. 
Das war ein schöner Auftakt für das 20-jährige Jubiläum von 
FIAN Marl – und ein schönes Symbol für eine langjährige und 
fruchtbare Freundschaft.

Seit den 1990er Jahren gibt es eine enge Verbindung zwischen 
Aktiven aus Marl nach Guatemala. Im Mai 2007 hatte die Mar-
ler FIAN-Gruppe, wie schon berichtet (siehe FOODFirst 1-2009), 
Eswin López von Nueva Florencia zusammen mit Ingrid Urízar 
von der Landpastoral Quetzaltenango zu Gast. Sie waren gu-
ten Sinnes, denn den Arbeitern von Nueva Florencia sollte laut 
eines Gerichtsbeschlusses eine Finca als Entschädigung für die 
Entlassung im Jahr 1997 und die über die Jahre einbehaltenen 
Löhne übereignet werden. Die Vorfreude zerstob rasch nach 
ihrer Rückkehr in ihre Heimat, da die Eigentümer von Nueva 
Florencia den Gerichtsspruch hintertrieben. 

Es setzten viele neue Schikanen ein; unter anderem wurde Eswins 
López’ Haus auf dem Gelände von Nueva Florencia im Dezember 
2008 unbewohnbar gemacht. So mussten er und die noch am 
Ort verbliebenen Compañeros sich neue Lebensmöglichkeiten 
suchen. Mit finanzieller Hilfe von Guatemala-Freunden in Marl, 
vom katholischen Stadtkomitee von Recklinghausen, von einer 
karitativen Gruppe in Herne-Eickel und von Misereor konnten 
sie eine kleine Finca außerhalb von Nueva Florencia erwer-
ben, auf welcher sie ihre Häuser zu bauen begonnen haben. 
Davon konnte sich die Marler Gruppe von Fianistas und Mit-
gliedern der Evangelischen Stadtkirchengemeinde Marl (ESM) 
auf ihrer Guatemalareise im Juli 2009 überzeugen. Eswin Ló-
pez baut auch seinen eigenen Kaffee an und hat 10 Rinder in 
seinem Stall. Seiner Finca hat er den Namen Nueva Marl gege-
ben.

Der Fall Nueva Florencia ist jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Den Compañeros und der Landpastoral ist zugesagt worden, 
dass die Regierung Guatemalas öffentlich erklären will, der Staat 

I N T E R N A T I O N A l

Gegen den globalen Landraub in Afrika
durch ausländische Investoren

17. April, Tag der Landlosen: Straßenaktion in Berlin, 10:30 Uhr

Mit einer szenischen Performance, Informationen zum Thema Landname und einer 
Kundgebung protestieren Aktive an einem zentralen Ort in Berlin gegen den Land-
raub in Afrika. Die Aktion soll auf die Auswirkungen von großflächigen Landnamen 
und die Zusammenhänge von Land, Armut und Hunger aufmerksam machen. An der 
Aktion sind das INKOTA-Netzwerk, die FIAN-Gruppe Berlin sowie Aktive der FIAN-
Geschäftsstelle beteiligt. Über eine zahlreiche Teilnahme würden wir uns freuen! 
Kontakt: Swetlana Schott, E-Mail: fian2@fian.de

Besuch aus Marl: Eswin López mit Familie in Nueva Marl.

Aktive am Tag der Landlosen 2009 in einer gemeinsamen Aktion mit Amnesty International

Das durch Feuer zerstörte Haus von Eswin López.

habe den Arbeitern von Nueva Florencia 
nicht Gerechtigkeit zukommen lassen. 
Zudem hat er eine finanzielle Entschä-
digung von einer Million Quetzales (ca. 
100.000 Euro)zugesagt, das heißt, dass 
jeder Arbeiter für jedes Jahr seit der Ent-
lassung ca. 300 Euro bekommen würde. 
Doch das Sekretariat für Agrarangele-
genheiten sieht sich nach Erkundungen 
von Martin Wolpold-Bosien von FIAN 
International im November 2009 nicht 
im Stande, diese Summe zu Verfügung 
zu stellen. Es laufen in dieser Sache wei-
tere Unterredungen und die Marler FIAN-
Gruppe wird sich kundig machen, wie sie 
diesen Prozess unterstützen kann. 

Unsere Delegation vom Sommer 2009 
brachte in Erfahrung, dass Eswin López 
achtmal soviel aus seiner Kaffeeproduk-
tion verdienen könnte, wenn er anstelle 
der ganzen Kirschen die reinen Bohnen 
verkaufen könnte. So hat die Marler 
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„Kinder sind keine kleinen Erwachsenen“ und „Der Gesetzgeber hat 
jegliche Ermittlungen zur Feststellung des kindlichen Bedarfs unterlas-
sen“ – obwohl „schon Alltagserfahrungen“ darauf hinwiesen, dass bei 
der Berechnung des Existenzminimums von Kindern Besonderheiten 
gelten. Mit diesen erfreulich klaren Worten hat das Bundesverfas-
sungsgericht am 9. Februar 2010 begründet, warum die für 1,7 Millio-
nen Kinder in Deutschland gültigen Regelsätze des Arbeitslosengelds 
II gegen die Menschenwürde verstoßen. Ein Durchbruch im Kampf für 
soziale Rechte? 

Fest steht, dass das Urteil das Wohl der Kinder, wie es in der UN-Kin-
derrechtskonvention als oberstes Gebot festgeschrieben ist, wieder in 
den Mittelpunkt der Sozialpolitik rückt. Die Richter bemängeln in ihrem 
Urteil unter anderem, dass für Bildung und beim Bedarf von Kindern für 
die Mittagsverpflegung etwa in Ganztagsschulen und Kindertagesstätten 
kein Geld vorgesehen ist – die Berechnung sei „ins Blaue hinein“ erfolgt. 
Es liegt auf der Hand, dass bei derartiger Oberflächlichkeit auch das Men-
schenrecht auf Nahrung in Gefahr gerät. Erhalten Kinder heute pauschal 
zwischen 215 und 287 Euro monatlich, so wird sich dies nach den Vorgaben 
des Urteils bis Ende des Jahres geändert haben müssen. Bis dahin muss 
die Bundesregierung einen neuen, „kindgerechten“ Berechnungsmaßstab 
gefunden haben. Ein besonders wichtiger Posten ist dabei die Versorgung 
mit Lebensmitteln: 2,76 bis 3,68 Euro pro Tag sind in unserer Gesellschaft 
vollkommen unzureichend, um eine ausreichende und gesunde Ernährung 
sicher zu stellen. Wo der Weg hinführen muss, zeigen Wohlfahrtsverbände, 
Kinderrechtsorganisationen und Betroffeneninitiativen schon seit Jahren 
auf. Dabei variieren die Forderungen von moderaten Erhöhungen zwischen 
21 und 39 Euro (Deutscher Caritas Verband) bis hin zu einer Ausbildungs-
kosten umschließenden Pauschale von bis zu 500 Euro (Bündnis für eine 
Kindergrundsicherung).

Der FIAN-Arbeitskreis Kinderrechte beschäftigt sich seit 2008 mit der 
Situation benachteiligter Kinder in Deutschland und der Gefährdung ihres 
Menschenrechts auf Nahrung und wird sich unter diesem Aspekt auch in 
die Neudefinition des Existenzminimums einbringen. In diesem Jahr sind 
hierzu unter anderem Expertengespräche und das Erarbeiten eines Grund-
lagenpapiers geplant. So werden am 24. April 2010 in enger Zusammen-
arbeit mit dem Kölner Arbeitslosenzentrum e.V. (KALZ) ExpertInnen in 
der FIAN-Geschäftsstelle in Köln zusammenkommen, um Lösungsansätze 
gegen Kinderarmut zu diskutieren. Ziel ist, eine Debatte über die Absiche-
rung des Menschenrechts auf Nahrung für alle in Deutschland lebenden 
Menschen anzuschieben. Mittelfristig wird in einem gemeinsamen Projekt 
mit KALZ festgestellt werden, welche Anforderungen das Menschenrecht 
auf Nahrung an die deutsche Sozialpolitik stellt. Hierzu sollen betroffene 
Kinder und Eltern befragt und ihr Standpunkt in die Debatte eingebracht 
werden. Es gilt zu verhindern, dass der neue Regelsatz durch Reduzierung 
auf rein statistische Faktoren wiederum an der Realität vorbeigeht und 
damit neben der Menschenwürde auch das Menschenrecht auf Nahrung 
verletzt.

Das nächste Treffen ist im Rahmen der oben genannten Veranstaltung am 
24. April 2010 um 10.30 Uhr in den Räumen von FIAN Deutschland in Köln. 
Ansprechpartner des AK ist Tim Engel, E-Mail: t.engel@fian.de .

Tim Engel und Ingo Stamm sind Mitglieder im FIAN-Arbeitskreis Kinderrechte.

Tim Engel und Ingo Stamm

Mit Rückenwind gegen Kinderarmut

An
ze

ig
e
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Einladung zur Strategiedebatte

Die Mitglieder von FIAN Deutschland haben bereits im Herbst auf einem 
Workshop über die Ausrichtung der Arbeit von FIAN für die kommen-
den fünf Jahre diskutiert. Es folgte die Diskussion beim Gruppenspre-
chertreffen und auf dem Seminar zur Fallarbeit. Im März wird nun der 
durch den Vorstand koordinierte vollständige Entwurf vorliegen, der 
den Lokalgruppen, den Arbeitskreisen und der interessierten Mitglied-
schaft nochmals zur Kommentierung gegeben wird, bevor er dann auf 
der Jahresversammlung vom 7.-9. Mai in Kassel verabschiedet werden 
soll (Informationen zur Anmeldung im Mittelteil). 

Interessierte Mitglieder können den Entwurf bei Ute Hausmann anfor-
dern (u.hausmann@fian.de) und bis Ostern Kommentare einreichen. 
TeilnehmerInnen an der Jahresversammlung erhalten das Dokument 
zwei Wochen im Voraus per Post.
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Liebe Eilaktions-TeilnehmerInnen,

vielen Dank für Ihr Engagement bei unseren Brief- und Post-
kartenaktionen. Besonderen Dank möchten wir all denen aus-
sprechen, die uns die erhaltenen Antwortschreiben per Fax, Brief 
oder E-Mail zukommen lassen. Dies ist sowohl für die natio-
nalen Geschäftsstellen als auch für das Internationale Sekreta-
riat in Heidelberg sehr wichtig, um abschätzen zu können, wie 
groß die Resonanz auf die Aktionen war. Denn oft genug sind 
Ihre Antwortbriefe die ersten Reaktionen der Angeschriebenen. 
Wir freuen uns auch bei zukünftigen Aktionen über alle uns 
zugesandten Antwortschreiben.

Alles Gute wünscht Ihnen

Ihr Eilaktivteam
Gertrude Klaffenböck
Sebastian Rötters

Tödlicher Pestizidunfall in Uganda –
Briefaktion „Rosebud“

Am 30. November 2009 ereignete sich auf der ugandischen Blumenfarm 
Rosebud ein tödlicher Unfall. Einem Arbeiter spritzten durch ein undich-
tes Ventil Pestizide ins Gesicht, erst nach über drei Stunden wurde er zur 
Erstbehandlung in die betriebseigene Klinik gebracht, wo sein Zustand 
sich verschlechterte und er erblindete. Erst nach einigen Tagen brachte 
die Firma ihn in das nächste Krankenhaus. Er starb am 7. Januar 2010. 
Seine Familie wurde bisher nicht entschädigt. Die ArbeiterInnen von Rose-
bud streikten aufgrund der anhaltenden Verletzungen ihrer Arbeitsrechte 
am 25. Januar 2010. Der Streik wurde von der Polizei gewaltsam aufge-
löst.

Rosebud ist verpflichtet, die ugandischen Gesetze zur Sicherheit und 
Gesundheit am Arbeitsplatz sowie zur Entschädigung von ArbeiterInnen 
einzuhalten. Aufgrund der Berichte in den Medien erklärte das Unterneh-
men nun seine Bereitschaft zu Tarifverhandlungen. FIAN hat eine Brief-
aktion gestartet, um zum einen die Familie des Verstorbenen und zum 
anderen die ArbeiterInnen in den Tarifverhandlungen zu unterstützen. 
Auf unserer Webseite www.fian.de finden Sie über einen Link direkt auf 
der Startseite ausführliche Informationen zu diesem Fall sowie eine Brief-
vorlage an den Geschäftsführer der Blumenfarm Rosebud.

Wir würden uns sehr freuen, wenn Sie sich zahlreich an dieser Aktion be-
teiligen.

Eilaktionsrundbrief März 2010
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Weltgebetstag 2010 –
Postkartenaktion Kamerun

Aufgrund der großen Nachfrage sind die Postkarten und Flyer zur Brief-
aktion anlässlich des Weltgebetstages 2010 inzwischen ausgegangen. 
Dies ist zum einen schade, weil wir viele Postkartenwünsche nicht mehr 
erfüllen konnten. Auf der anderen Seite freut es uns natürlich, dass so 
viele Menschen bereit sind, sich für die Rechte der Menschen in Kamerun 
zu engagieren. Auf der FIAN-Webseite www.fian.de finden Sie über einen 
Link direkt auf der Startseite den Flyer sowie die Unterschriftenliste zum 
Herunterladen. Die Listen sind gleichwertig und werden gemeinsam mit 
den Postkarten ebenfalls übergeben.

In Kamerun verliert die Landbevölkerung ihre Lebensgrundlage durch die 
Ausweitung von kommerziellen Groß-Plantagen für Ölpalmen, Kautschuk, 
Bananen, Tee, und Kaffee. Dies hat weit reichende Konsequenzen für ein 
Land, in dem bis zu 60 Prozent der Bevölkerung direkt von der Produktion 
und dem Verkauf von Agrarprodukten abhängig sind, 90 Prozent von ihnen 
als Kleinbäuerinnen und Kleinbauern. Große Firmen pachten oder kaufen 
Land von der Regierung und errichten ihre Plantagen auf den Feldern der 
Kleinbauernfamilien. Bitte beteiligen Sie sich weiterhin an der Aktion!

Face It – Act Now-Kampagne beendet

Am 10. Dezember 2009 wurde die Kampagne „Face It – Act Now“mit einer 
feierlichen Übergabe der gesammelten Unterschriften offiziell beendet. 
Die im Oktober 2007 gestartete Kampagne war überaus erfolgreich. Die For-
derungen der Kampagne richteten sich an die EU und deren Mitgliedstaaten, 
allem voran steht die Durchsetzung des Rechts auf Nahrung als eine Priorität 
der europäischen Politiken in den Bereichen Landwirtschaft, Entwicklungs-
zusammenarbeit und Konsumentenschutz. Mehrere der auf der Kampagnen-

Martin Wolpold-Bosien übergibt die Unterschriften aus der Kampagne „Face It – Act Now“ 

an die Vizepräsidentin der Europaparlaments, Isabelle Durant.
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November 2009 –
Fact Finding Mission Guatemala

Eine weitere Fact Finding Mission untersuchte im November 2009 die 
aktuelle Situation der MenschenrechtsverteidigerInnen in Guatemala. 
Außerdem wurde untersucht, ob und wie das Recht auf Nahrung in dem 
mittelamerikanischen Land verletzt wird. Dabei konnten zahlreiche 
Menschenrechtsverletzungen identifiziert und dokumentiert werden. 
Vor allem traten die verheerenden Auswirkungen des zunehmenden An-
baus von Agrotreibstoffen und die Ausweitung der Bergbauaktivitäten auf 
die Lebenssituation der Menschen zum Vorschein. Die genannten Akti- 
vitäten verletzen vor allem das Recht auf Nahrung und sauberes Trinkwas-
ser der ländlichen Bevölkerung. Den vorläufigen Bericht der Mission fin-
den Sie auf spanisch unter dem folgenden Link:
http://fian.org/recursos/publicaciones/documentos/informe-preliminar-
de-la-mision-internacional-de-verificacion-del-derecho-a-la-alimentacion-a-
guatemala

November 2009 –
Fact Finding Mission Indien

Ebenfalls im November 2009 war FIAN an einer weiteren Fact Finding 
Mission nach Indien beteiligt. Die Mission, an der Mitglieder von FIAN 
Indien, FIAN Norwegen und FIAN International teilnahmen, untersuchte 
mehrere sehr unterschiedliche Fälle vor Ort. In einem Fall ging es ebenfalls 
um den Anbau von Agrotreibstoffen und die negativen Auswirkungen auf 
den Zugang zu Land für die lokale Bevölkerung. In den anderen Fällen 
wurde unter anderem die Verletzung des Rechts auf Wasser und die Nicht-
umsetzung des Nationalen ländlichen Beschäftigungsgarantiegesetzes 
(NREGA – National Rural Employment Guarantee Act) sowie der Nationalen 
Rentenversicherung (National Old Age Pension Scheme) untersucht. Der 
Abschlussbericht ist voraussichtlich ab April auf der Seite www.fian.org zu 
finden.

Webseite dokumentierten Fälle von Menschenrechtsverletzungen konnten 
durch die kontinuierliche und beharrliche Arbeit der beteiligten FIAN-Sek-
tionen sowie der ungarischen Partnerorganisation Gaia Foundation positiv 
beeinflusst werden. So konnte beispielsweise die Situation der Yanadi im 
indischen Bundesstaat Andhra Pradesh oder der lokalen Gemeinschaften im 
Umfeld der ghanaischen Goldmine Iduapriem verbessert werden.

Gleichzeitig war die konkrete Dokumentation der bearbeiteten Fälle ein 
wichtiges Instrument, um die Notwendigkeit des Zusatzprotokolls zum Inter- 
nationalen Pakt über soziale, wirtschaftliche und kulturelle Menschenrechte 
zu unterstreichen. Die kombinierte Fall- und Lobbyarbeit im Rahmen der 
Kampagne „Face It – Act Now“ trug daher nicht unerheblich zur Annahme des 
Zusatzprotokolls am 10. Dezember 2008 durch die Generalversammlung der 
Vereinten Nationen bei. Bei der Übergabe der gesammelten Unterschriften 
und Portraits durch den Koordinator der Kampagne, Martin Wolpold-Bosien 
von FIAN International, an die Vizepräsidentin des Europäischen Parlaments 
Isabelle Durant (Fraktion der Grünen) dankte diese allen Beteiligten für ihr 
Engagement. Im einstündigen Gespräch erklärte Isabelle Durant sich bereit, 
die Folgevorschläge weiterzutragen: „Das Menschenrecht auf Nahrung hat er-
ste Priorität im Kampf gegen Hunger. Sie können sich meiner Unterstützung 
auch in Zukunft sicher sein“.

Juli 2009 –
Fact Finding Mission Kolumbien

Im Juli 2009 nahm FIAN an einer Fact Finding Mission nach Kolumbien teil. 
Ziel der Reise war, die zahlreichen Menschenrechtsverletzungen im Zusam-
menhang mit dem Anbau von Agrotreibstoffen in dem südamerikanischen 
Land zu untersuchen und zu dokumentieren. Die TeilnehmerInnen der 
Mission besuchten in mehreren Delegationen fünf Regionen des Landes. 
Den Abschlussbericht der Mission finden Sie in Kürze auf englisch und spa-
nisch auf der Seite www.fian.org .
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Ein Arbeiter sortiert Ölpalmfrüchte. Fact Finding Mission Kolumbien 2009

Foto © Daniel Alfonso León

Tragen Sie sich ein auf
unserer Eilaktiv-Mailingliste!

Auf akute Menschenrechtsverletzungen reagiert FIAN mit Briefkam-
pagnen. Bei den so genannten Eilaktionen fordern Mitglieder und 
UnterstützerInnen aus aller Welt die Verantwortlichen per Brief oder 
Fax auf, die Menschenrechte einzuhalten. Das internationale Echo 
stärkt die Position der Betroffenen gegenüber mächtigen Interessen 
und hilft ihnen, ihre Anliegen nachdrücklich und sicher vorzubringen. 
FIAN verfolgt die Situation der jeweiligen Fälle aufmerksam und in en-
gem Kontakt mit den Betroffenen. Über aktuelle Entwicklungen sowie 
neue Aktionen informieren wir Sie stets aktuell per E-Mail. Sie kön-
nen sich jederzeit selbständig wieder austragen. Das Abonnement der 
Eilaktiv-Liste ist kostenlos! www.fian.de/eilaktionen
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Verblühte Zukunft
Folgen der Landreform in Simbabwe für
die Blumenarbeiterinnen

Simbabwes einst blühende Blumenindustrie liegt am Boden. Während der 
Sektor in den 1980 und 90er Jahren Simbabwe in kurzer Zeit in die Gruppe 
der weltweit führenden Blumen exportierende Länder katapultiert hatte, 
ist die Produktion seit der Landreform im Jahr 2000 auf ein Drittel ge-
schrumpft. Dies hat für die Arbeiterinnen und Arbeiter der Plantagen dra-
matische Folgen. Gehörten sie auch vor der Landreform schon zur ärmsten 
Bevölkerungsgruppe, hat sich ihre Situation nun verschärft. Ihr Recht auf 
Nahrung ist nicht gewährleistet.

Blumenboom

Nach der Unabhängigkeit Simbabwes in 1980 schossen Blumenfarmen wie 
Pilze aus dem Boden. Der Sektor wurde schnell zu einem wichtigen Devi-
senbringer. Von 1980 bis 1999 stiegen die Einkünfte von 28 auf 47 Millio-
nen Euro. Die Zahl der exportierten Blumen wuchs von 650 Millionen auf 
1,4 Milliarden an. Die wichtigste Exportregion war die Europäische Union 
(EU). An Landwirtschaftsschulen wurden gesonderte Ausbildungsklassen 
für diesen Sektor geschaffen. Ende der 1990er Jahre beschäftigte der 
Sektor 13.000 Personen.

Frauen profitieren

Als erster Industriezweig Simbabwes stellte die Blumenindustrie vor 
allem Frauen ein. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten Frauen aufgrund ihrer 
gesellschaftlichen Diskriminierung kaum Chancen auf eine Beschäfti-
gung im formellen Sektor. Durch die Blumenindustrie veränderte sich das 

Gertrud Falk

Neues aus
der Blumenkampagne 
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Emma Mahlunge und Spiwe Chigwande auf der Internationalen Pflanzenmesse in Essen.    

Foto: Kunzwana

Bild. Frauen gewannen mit ihrem eigenen Einkommen auch Bestätigung. 
Da dieses Wissens zum Teil auch in der kleinbäuerlichen Landwirtschaft 
anwendbar war, erlangten sie Respekt in ihren Familien. Allerdings konn-
ten die Arbeiterinnen aufgrund niedriger Löhne auch mit der Plantagen-
arbeit nicht der Armut entkommen.

Landreform stoppt Boom

Die Entwicklung im Blumensektor wurde durch die schlechte Umsetzung 
der Landreform in Verbindung mit einer einseitigen Klientelpolitik der Re-
gierung gestoppt. Insgesamt wurden 90 Prozent des Großgrundbesitzes 
enteignet, darunter auch viele Blumenfarmer. Die neuen Besitzer hatten 
oft keine Erfahrung mit diesem harten Geschäft oder von vornherein kein 
Interesse daran. Viele Betriebe wurden geschlossen oder gingen Bankrott. 
2008 exportierte Simbabwe nur noch Schnittblumen im Wert von 18,8 Mil-
lionen Euro in die EU. 

Mit der Enteignung der Besitzer wurden vielerorts auch die ArbeiterInnen 
vertrieben, die auf dem Plantagengelände lebten. Die entlassenen Arbei-
terfamilien errichteten notdürftige Lager. Bis heute erhalten sie keine 
Unterstützung durch die simbabwische Regierung. Ihren Lebensunterhalt 
versuchen sie als Tagelöhner, durch den Verkauf von Brennholz oder mit 
Goldschürfen zu verdienen. Besonders hart traf es die ArbeitsmigrantInnen 
aus Simbabwes Nachbarländern, die in der Boomphase des Sektors häufig 
ohne Pässe eingereist waren. Ohne Ausweise haben sie keinen Anspruch 
auf Land. Ihre Kinder bekommen keine Geburtsurkunden und können des-
wegen keine weiterführende Schule besuchen.

Verschlechterte Arbeitsbedingungen

Heute arbeiten nur noch rund 4.000 ArbeiterInnen auf Blumenplanta-
gen. Ihre Arbeitsbedingungen haben sich deutlich verschlechtert. „Vor 

Arbeiterinnen einer simbabwischen Blumenfarm ohne Schutzkleidung.   Foto: Kunzwana
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Neue Materialien 
der Kampagne 
Fair Flowers – 
Mit Blumen 
für Menschenrechte

DVD:
Blumengrüße vom Äquator

Der aktualisierte Film zeigt 
eindrücklich Arbeitsrechtsver-
letzungen und Umweltver-
schmutzung durch die Blu-
menproduktion in Ecuador 
und Kenia. Das Flower Label 
Program wird als Kaufalternative für BlumenhändlerInnen, Kommunen 
und VerbraucherInnen vorgestellt. Für Bestellungen siehe Seite 23.

Dokumentation:
Verblühte Zukunft – Der Niedergang der simbabwischen Blumen-
industrie und die Folgen für ArbeiterInnen und KleinbäuerInnen

Die Studie gibt einen Einblick in die Arbeitsbedingungen im simbabwi- 
schen Blumensektor sowie auf die Folgen der Landreform für ArbeiterInnen, 
Kleinbauernfamilien und Umwelt. Für Bestellungen siehe Seite 23.

O R G A N I S A T I O N 21

der Landreform bekamen wir von unserem Arbeitgeber Arbeitskleidung 
kostenlos gestellt, heute arbeiten viele von uns barfuss“, klagt Mary Chag-
unda (Name geändert), die seit über 20 Jahren auf einer Blumenplantage 
beschäftigt ist. Und das, obwohl Simbabwe die Konvention Nr. 155 der 
Internationalen Arbeitsorganisation zu Sicherheit und Gesundheit am 
Arbeitsplatz ratifiziert hat. Viele Missstände nehmen die ArbeiterInnen 
hin, weil sie ihre Rechte nicht kennen. GewerkschaftsvertreterInnen kom-
men nicht oft in die teils abgelegenen Plantagen. Die Unternehmen nutzen 
diese Situation aus.

„Unsere Löhne sind so niedrig, dass sie nicht einmal für eine ausgewogene 
Ernährung ausreichen“, ergänzt Chagunda. Die Gehälter der vier erwachse-
nen Familienmitglieder ergeben zusammen einen Monatslohn von 200 US 
Dollar. Um ihre fünf eigenen und Kinder und die vier Nichten und Neffen 
ihrer verstorbenen Geschwister ausreichend zu ernähren, bräuchte sie aber 
monatlich 360 Dollar. 

Gertrud Falk ist Koordinatorin der Kampagne Fair Flowers – Mit Blumen für Menschenrechte 

von FIAN Deutschland. Der Artikel beruht auf der Studie Verblühte Zukunft – Der Niedergang der 

simbabwischen Blumenindustrie und die Folgen für ArbeiterInnen und KleinbäuerInnen.

for human rights

Taschen mit FIAN-Logo

Auf Initiative von Harald Petermann von der FIAN-Lokalgruppe Tübingen 
bietet die Lederschmiede in Stuttgart seit kurzem Taschen mit FIAN-Logo 
an. Die Taschen sind aus Trendmaterialien wie LKW-Plane und Autogurten 
gefertigt und in vielen Farben und Formen erhältlich.

Wie bestellen? Unter www.die-lederschmiede.de die gewünschte Tasche 
auswählen, Frontstreifen „weiß“ markieren und bei „Bemerkungen“ 
den Wunsch „mit FIAN-Logo“ eintragen. Fertigung und Lieferung mit 
Rechnung erfolgt umgehend. Eine schöne Idee!

Die Lederschmiede ist ein Sozialunternehmen der Caritas und bietet 
betreute Arbeitsplätze für sozial Benachteiligte. Ihren Mehraufwand für 
den Logodruck berechnen sie nicht, sondern sehen ihn als Beitrag für 
FIAN. Herzlichen Dank!
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Gertrud Falk

Gender – Ein Thema für FIAN

Politische Entscheidungen und Maßnahmen haben oft unter-
schiedliche Auswirkungen auf Männer und Frauen. Denn auf-
grund gesellschaftlicher Zuschreibungen übernehmen Männer 
und Frauen oft unterschiedliche Aufgaben und haben besonde-
re Berufe. Männern werden andere Eigenschaften nachgesagt 
als Frauen. Dabei haben diese Zuschreibungen in der Regel 
wenig mit biologischen Anlagen zu tun, sondern mit den Rol-
len, die Gesellschaften den beiden Geschlechtern zuordnen. 
Diese veränderbaren Rollenzuschreibungen sind mit dem eng-
lischen Begriff Gender gemeint. Dahinter verbirgt sich ein Kon-
zept, mit dem die gleichberechtigte Teilhabe von Männern und 
Frauen an wirtschaftlichen, sozialen und politischen Prozessen 
gemeint ist.

Gender-ExpertInnenIn empfehlen zur Umsetzung des Konzepts 
den so genannten Dualen Ansatz. Dieser umfasst zum einen das 
Gender-Mainstreaming. Gender-Mainstreaming bedeutet, dass alle 
Arbeitsbereiche einer Organisation sowie ihre Organisationsstruk-
tur und -prozesse darauf untersucht werden, ob Frauen und Män-
ner gleichberechtigt beteiligt werden und welche Auswirkungen 
Entscheidungen auf die beiden Geschlechter haben. Das Gender-
Mainstreaming wird ergänzt durch besondere Maßnahmen zur 
Frauen- oder Männerförderung, um Gleichberechtigung zu errei-
chen.

Der Gender-Ansatz ist für die Arbeit von 
FIAN wichtig, denn er lenkt den Fokus der 
Arbeit auf die Gruppen, die von Politik und 
Gesellschaft besonders stark diskriminiert 
und ausgegrenzt werden. Es ist kein Zufall, 
dass 70 Prozent der Hungernden Frauen 
und Mädchen sind. Mit einer konsequenten 
Anwendung des Gender-Mainstreaming in 
der FIAN-Arbeit verringern wir auch die 
Gefahr, dass unsere Aktionen und Forde-
rungen zu unbeabsichtigten Verletzungen 
des Rechts auf Nahrung (RaN) führen. Ei-
ne Gender-sensible Arbeit aller Aktiven ist 
Voraussetzung für unsere Zielerreichung.

FIAN Deutschland hat in der Vergangen-
heit Gender-Aspekte immer wieder in Tei- 
le der Arbeit aufgenommen. Der Arbeits-
kreis Frauen und Ernährungssicherung hat 
wertvolle Arbeit dazu geleistet. Die gilt 
es zu einem Gender-Mainstreaming aller 
Arbeits- und Organisationsbereiche auszu-
bauen.

Gertrud Falk ist Gender-Beauftragte

von FIAN Deutschland.

Änderungen in
der Geschäftsstelle

Nach vielen Jahren als Agrar-, Handels- 
und Pressereferent hat Armin Paasch 
zum 1. Dezember 2009 die Geschäfts-
stelle verlassen, um eine Stelle bei Mise-
reor anzutreten. Vorstand, KollegInnen 
und viele Ehrenamtliche haben diesen 
Weggang als ein einschneidendes Er-
eignis erlebt, da Armin Paasch in vielen 
Bereichen der FIAN-Arbeit bedeutende 
Aufbauarbeit geleistet hat. Es freut uns 
deshalb besonders, dass er FIAN als eh-
renamtlich Engagierter weiter treu blei-
ben wird, insbesondere im Arbeitskreis 
Kinderrechte. 

Darüber hinaus haben in der Geschäfts-
stelle einige Zuständigkeiten gewechselt:

Gertrud Falk:
Blumenkampagne, 
Gender,
Wirtschaft und Menschenrechte

Ute Hausmann:
Geschäftsführung, 
Pressekontakte,
Ehrenamt,
Stärkung von Menschenrechts-
instrumenten, 
AK Kinderrechte

Roman Herre:
Agrarreform,
Agroenergie,
Land,
AK Klima,
Ansprechpartner Handel

Tina Reymann:
Materialversand, 
Datenbank,
Internet

Sebastian Rötters:
Eilaktionen, 
Bergbau,
Redaktion FoodFirst,
Internet,
AK Wasser

Uschi Strauss:
Finanzadministration,
Fundraising

Pedro Magdiel Muñoz 

Salvador wurde von staatlichen 

Sicherheitskräften verschleppt. 

Er wurde am 25. Juli 2009 in 

Arauca, El Paraíso, während der 

Mobilisierung an der Grenze zu 

Nicaragua tot aufgefunden.

Ramón García war ein lokaler 

Funktionär der Partei Unificación 

Democrática. Als er am 9. Juli 

2009 von einer Demonstration 

zurückkehrte, wurde er von 

bewaffneten Unbekannten ge-

zwungen, aus einem öffentlichen 

Verkehrsmittel auszusteigen. Er 

wurde kurz darauf im Ort Santa 

Bárbara erschossen.

Opfer der Repression nach dem
Staatsstreich in Honduras

Roger Ivan Bados, Exge-

werkschaftsführer aus dem 

Textilsektor, Aktivist der Partei 

Unificación Democrática sowie 

des Bündnisses Bloque Popular, 

wurde erschossen, nachdem 

Unbekannte ihn am 11. Juli 2009 

aus seinem Haus in San Pedro 

Sula entführt hatten. Roger hatte 

bereits unmittelbar nach dem 

Putsch Morddrohungen erhalten.
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gestellt. Mithilfe von strikten Kontrollen der Blumenproduzenten verhilft 
das FLP ArbeiterInnen zu ihren Rechten. Die zertifizierten Betriebe müssen 
Maßnahmen zum Umweltschutz ergreifen. VertreterInnen von Blumen-
handel, FLP, terre des hommes und FIAN kommen zu Wort. DVD, Länge: 
25 Min., in deutsch, englisch, spanisch. Neufassung 2010, Bestellnummer 
d13, gegen 2,50 Euro Versandpauschale.

Verblühte Zukunft – Der Niedergang des simbab-
wischen Blumensektors und die Folgen für Arbeite-
rInnen und KleinbäuerInnen

Die Studie gibt einen Einblick in die Arbeitsbedin-
gungen im simbabwischen Blumensektor sowie auf die 
Folgen der Landreform für ArbeiterInnen, Kleinbauern-
familien und Umwelt, siehe auch Bericht auf Seite 20 

dieser Ausgabe. 18 Seiten, Dezember 2009, gegen Porto und Verpackungs-
kosten, Bestellnummer d30. Auch zum Download unter www.fian.de

Land Grabbing: Moderne Landnahme und 
das Recht auf Nahrung

Land Grabbing führt zur Verschärfung von Landkonflikten, 
zur Verdrängung und Vertreibung von KleinbäuerInnen, 
Fischern und Nomaden. Die Konzentration von Land in 
den Händen weniger nimmt zu, die strukturellen Ursa-
chen von Hunger und Unterernährung werden verstärkt 

anstatt beseitigt. Land Grabbing bedroht die Ernährungssicherheit ganzer 
Staaten. Das Fact Sheet fasst Hintergründe zusammen und formuliert FIANs 
Forderungen. 4 Seiten, Februar 2010, gegen Porto und Verpackungskosten, 
Bestellnummer c31. Auch zum Download unter www.fian.de

The Global Food Challenge – Toward a Human Rights 
Approach to Trade and Investment Policies

Eine grundlegende Umgestaltung internationaler Han-
dels- und Investitionspolitik ist die erste Vorausset-
zung zur Überwindung der Hungerkrise, so die Haupt-
aussage des Sammelbands. Ein zentrales Kriterium für 
neue Regeln muss das Menschenrecht auf Nahrung 

sein. Namhafte ExpertInnen bieten einen Überblick über die relevanten 
völkerrechtlichen Grundlagen und Instrumente, analysieren konkrete Fälle 
von Menschenrechtsverletzungen durch fehlgeleitete Handels- und In-
vestitionspolitik und skizzieren alternative Ansätze für den notwendigen 
Wechsel. Englisch, erhältlich gegen Versandkosten, Bestellnummer f16. 
Auch zum Download unter www.fian.de

Fair Flowers Aufsteller

Attraktive, farbig gestaltete Rollup-Auf- 
steller für die Kampagne Fair Flowers – 
Mit Blumen für Menschenrechte. Mit zwei 
verschiedenen Motiven, zur Verwendung 
bei Infoständen, Veranstaltungen etc., 
aufgestellte Höhe ca. 1,90 m, Breite ca. 
0,85 m. Versand im handlichen Aluge-
häuse mit integrierter Aufstellvorrich-
tung. Nur Verleih, gegen Porto- und Ver- 

packungskosten von ca. 8 Euro. Bestellnummer d28 und d29.

DVD: Blumengrüße vom Äquator, Neufassung

An den Beispielen von Kenia und Ecuador zeigt der Film Verletzungen 
von Arbeitsrechten und Umweltverschmutzung durch die konventionelle 
Blumenindustrie. Dem wird das Flower Label Program (FLP) gegenüber-

Neue Publikationen


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Ist Ihre Anschrift noch aktuell? 
Teilen Sie uns Änderungen 
bitte rechtzeitig mit!

Unser Spendenkonto:
FIAN Deutschland e. V.
GLS Gemeinschaftsbank eG Bochum
Konto 4000 4444 00
BLZ 430 609 67

Für Österreich:
FIAN Österreich
Johann Strauß Gasse 33/2-3
1040 Wien
Tel. 01-4055515
Fax 01-4055519
www.fian.at

Spendenkonto:
PSK-Bank
Konto 76 19 580
BLZ 60 00

Termine

Straßenaktion in Berlin zum Tag
der Landlosen
Samstag, den 17. April 2010, 10:30 Uhr
Gegen den globalen Landraub in Afrika durch 
ausländische Investoren 
Info/Kontakt: Swetlana Schott, fian2@fian.de

FIAN-Jahresversammlung
Einklagbarkeit sozialer Menschenrechte –
in Deutschland und weltweit
7. bis 9. Mai 2010, Jugendherberge Kassel
Das ausführliche Programm mit Anmeldebogen 
sowie die bereits vorliegenden Anträge finden 
Sie im Mittelteil.
Kontakt: Ute Hausmann, u.hausmann@fian.de

Ökumenischer Kirchentag
12. bis 16. Mai 2020
FIAN ist mit einem Infostand auf dem Kirchentag 
vertreten.

FIAN-Seminar
Menschenrechte beim Abbau und Handel 
von Rohstoffen
4. bis 6. Juni 2010, Bochum
Deutschland ist auf den Import von Industrie- 
und Energierohstoffen angewiesen. Diese wer-
den jedoch häufig unter menschenunwürdigen 
Bedingungen gewonnen. Gegenstand des Se-
minars ist es, sich mit der Frage auseinander 
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deutschen Rohstoffpolitik verankert werden 
kann. Programmübersicht und Anmeldebogen 
im Mittelteil.
Kontakt: Sebastian Rötters, s.roetters@fian.de

FIAN-Seminar
Vom Anschaffen zum Fair-Schaffen
Das öffentliche Vergaberecht und die Rechte 
für Arbeiterinnen
18. bis 20. Juni 2010, Jugendherberge Bonn
Die Herstellung zahlloser Produkte ist im Zuge 
der Globalisierung in Entwicklungsländer aus-
gelagert worden und wird vor allem von jungen 
Frauen produziert. Diese Frauen arbeiten oft un-
ter ausbeuterischen Arbeitsverhältnissen, ihre 
Arbeitsbedingungen stellen Verletzungen von 
grundlegenden Menschenrechten dar. Das Semi-
nar befasst sich u. a. mit den Möglichkeiten, auf 
die öffentliche Beschaffungspolitik zur Durch-
setzung von Sozialstandards Einfluss zu neh-
men. Programmübersicht und Anmeldebogen im 
Mittelteil.
Kontakt: Gertrud Falk, g.falk@fian.de

Zum Vormerken

FIAN-Seminar
Landwirtschaft am Scheideweg: Agrobusiness 
oder Kleinbauern – wer ernährt die Welt? 
24. bis 26.9.2010, Stuttgart
Info/Kontakt: Roman Herre, r.herre@fian.de


